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38     
3/2015-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Donnerstag, 9. Juli 2015 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GV.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Rosa Loidl  
  5. GV.        Klaudia Haberl 
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger 
  7. GR.        Mag. Bernhard Roither 
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. EG.        Matthias Kreuzer 
10. GR.        Franz Huber 
11. GR.        Franz Bauer  
12. GR.        Jakob Moser 
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer 

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer 

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  GR.         Gerald Mayrhofer 

18.  GR.        Herbert Kritzinger 
19.  EG.        Erich Steinwendner 

  20.  GR.        Günther Kasper 
21.  GR.        Rudolf Stockinger 

 22.  EG.        Christian Geissler 
 23. GR.        Michaela Schuster 

24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Walter Liehmann 
26.  GR.         Mag. Erich Kaniak (ab 19:10, TOP 2) 
27.  GR.        Christa Leeb-Dorfer 
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger 
29.  GR.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer 

 
GRÜNE-Fraktion: 

 
 30. GR.        Wolfgang Vogel 
 31. GR.        Claudia Hauschildt-Buschberger  

 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt 
 
 
 
Fragestunde 
 
9 Zuhörer – keine Anfragen 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 23.6.2015 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 16.4.2015 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Hans Schmidt bestimmt. 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      GV. Dr. Oskar Vogel          
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Claudia Hauschildt-Buschberger      
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
 
a) Die Firma WerbePartner Billboarding mit Sitz in Brandham, Gemeinde Berg im Attergau, hat 

mittels Bauanzeige auf einem Grundstück des Stifts Michaelbeuern in Neu-Steindorf die 
Errichtung einer großflächigen Werbetafel angezeigt. Die Bauausführung wurde aufgrund eines 
Gutachtens des Ortsplaners untersagt, weil der beantragte Standort im gewidmeten Grünland 
liegt und dieser Bereich von Bebauung freigehalten werden soll.  
 

b) REGATTA ist wieder LEADER-Region. Mit Schreiben vom 29. Mai 2015 teilt das 
Lebensministerium mit, dass die Region Attersee-Attergau aufgrund des vorliegenden Antrags 
und der eingereichten Lokalen Entwicklungsstrategie wieder als Förderregion im EU-
Regionalprogramm LEADER anerkannt und genehmigt wurde. Stichtag für Projektförderungen 
bzw. Projekteinreichungen ist der 1. Juni 2015. Der Budgetrahmen für die Regatta (für Projekt- 
und Managementförderung) beträgt € 2,1 Millionen. 
 

c) Das Rad-Einzelzeitfahren rund um den Attersee „King of the Lake“ mit Start und Ziel in 
Seewalchen (Strandbadparkplatz) findet heuer am Samstag, 26. September nachmittags statt. 
Aus Sicherheitsgründen wird in Abstimmung mit der BH Vöcklabruck und der Polizei eine 
Totalsperre der Bundesstraßen 151 (Atterseestraße) und 152 (Seeleitenstraße) verfügt, und 
zwar von 13 bis 18 Uhr. Die Bevölkerung wird rechtzeitig vorher mit einer Postwurfsendung 
informiert. Im Zuge der Veranstaltung ist auch ein Festzelt geplant (für Siegerehrung am Samstag 
Abend und ev. für Frühschoppen am Sonntag). 
 

d) Elektroauto für „Essen auf Rädern“ wurde bestellt, zusätzlicher Nachlass von ca. € 3.200,- wurde 
verhandelt. Liefertermin Ende August 2015. Zwischenbericht Spendenaktion mit Stand 9. Juli: € 
5.390.- zugesagt bzw. überwiesen. 

 
e) Für die Teilnahme der Gesunden Gemeinde Seewalchen an der Qualitätszertifizierung wird 

aus dem Ressort von LH Pühringer ein Landesbeitrag in Höhe von € 1.000.- gewährt. 
 

f) Der Konkurs über die Freizeit Gastro GmbH (Cafe Nexxt) in der Anton-Bruckner-Straße wurde 
am 29.5.2015 eröffnet. Außenstand € 400,- an Kommunalsteuer und Abfallgebühren 
 

g) Neubau Volksschule: Raumerfordernisprogramm wurde mit Bescheid vom 22.5.2015 
festgesetzt. (12-klassige Volksschule samt Nebenräumen. Zusätzlich 3 Freizeitgruppenräume für 
die GTS) 
 

h) Behindertengerechter Umbau Kultursaal:  Förderung in Höhe von € 33.000,- von Direktion 
Kultur für 2017/18 zugesagt.  
 

i) Sanierung NMS: Bundesförderung für Projekt „LED-Systeme“ in Höhe von € 11.718,-  
 

j) Neuer Termin für Eröffnung NMS: Samstag, 19.9.2015, 12:00 Uhr    
 

k) Schulsportplatz: Laut Mitteilung der Direktion Bildung des Landes OÖ vom 3.6.2015 wurden die 
Kosten von € 275.238,- inkl. Mwst. als realistisch angesehen. Abzüglich der im Gesamt-
finanzierungskonzept enthaltenen Kosten für den Schulsportplatz in Höhe von € 17.000,-- ergibt 
sich ein Betrag von € 258.238,-.  Davon werden 50 % für die schulische Nutzung anerkannt, d.s. € 
129.119,. Der förderbare Kostenrahmen wird daher um diesen Betrag von € 3.697.572,- auf € 
3.826.700,- erhöht.   

 
l) Die Bevölkerung von Gerlham hat im Zusammenhang mit den Asfaltierungsarbeiten beim Kanal 

BA 15 mittels Unterschriftenliste gefordert, die Asfaltierungen wegen der „Gefahr von 
Asfaltschäden durch Nachsitzen des Erdreiches über den Winter“ erst im Frühjahr 2016 
durchzuführen. Bauleiter DI Dienesch hat empfohlen, jedenfalls die Straßen im Bereich Windtal 
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(zwischen Litzlberg und Ortsbeginn Gerlham) noch heuer zu asfaltieren. Bezügl. Asfaltierung der 
„Dorfstraßen“ in „Gerlham-Ort“ kann dem Wunsch der Bevölkerung entsprochen werden. 

 
m) Bei der Grundeinlöseverhandlung für die von der Landesstraßenverwaltung geplanten 

Errichtung des geplanten Fahrbahnteilers, einer Querungshilfe und eines Gehsteigs im Bereich 
Neu-Steindorf konnte am 30. Juni keine Einigung erzielt werden. Aufgrund der einhelligen 
Ablehnung des Projektes durch die unmittelbar betroffenen Anrainer wurde die Verhandlung 
abgebrochen und das Projekt vorerst zurückgezogen. Die Anrainer wendeten u.a. ein, dass das 
Projekt mit ihnen im Vorfeld nicht näher besprochen wurde, und ihnen die vorliegende Planung 
als zu aufwändig vorkommt. Abgelehnt wird u.a. die Fahrbahnhaltestelle und der Gehsteig. Die 
von den Anrainern gemachten Alternativvorschläge wären u.a.: die Errichtung von zwei 
Fahrbahnteilern an den „Siedlungseinfahrten“ (etwa auf Höhe der Kreuzung Steindorferstraße und 
auf Höhe des Trafos bei der Einfahrt Richtung Alt-Steindorf) als „Tempobremsen“ und die 
Anbringung eines Zebrastreifens im Bereich Egelseestraße / Bushaltestelle mit Blinkanlage. 
Seitens des Amtes werden diese Vorschläge der BH Vöcklabruck und der 
Landesstraßenverwaltung mit der Bitte um Prüfung und Erstellung einer Machbarkeitsstudie 
übermittelt.  
 

n) Die Flächenwidmungs- und Bebauungsplanänderung für den Umbau des Hotels Attersee 
ist aufsichtsbehördlich genehmigt. 

 
o) Die Kollaudierungsverhandlung (wasserrechtliche Überprüfung) des Kanal BA 10 Haining 

fand am 2. Juli 2015 statt. Es gab keine wesentlichen Beanstandungen seitens der Behörde. 
Lediglich im Bereich eines kleinen Seitenstranges im Bereich der Siedlung Am Steinfeld gibt es 
einen zusätzlichen Auftrag (Errichtung eines weiteren Schachtes).  
 

p) Altablagerung Seewalchen; - ergänzende Untersuchungen gem. § 13 
Altlastensanierungsgesetz 1989 (Untersuchungsprogramm:  Untergrunduntersuchungen in Form 
von Trockenbohrungen, Bodenluftuntersuchungen, Errichtung von Grundwassermessstellen, 
Grundwasserbeweissicherung  
 

q) Information gem. O.ö. Grundverkehrsgesetz 2006 – zu folgenden Rechtsgeschäften 
wurden vom Bürgermeister positive Stellungnahmen abgegeben: 

 
 Kaufvertrag Boris und Kristin Sobotka an DI. Michael und Petra Kirchweger, Erwerb des  

Grundstückes Nr.  1250  EZ 2162  KG Seewalchen im Ausmaß von 1.004 m²  
 Kaufvertrag Waltraud Aigner  an Ing. Norbert Graiger, Erwerb des Grundstückes Nr. 2748/2  

der  EZ 60 (1/2 Anteil), KG. Seewalchen im Ausmaß von 4.690 m²  
 Schenkungsvertrag Anton und Maria Dachs an Gerhard Dachs,  Schenkung der Grundstücke 

Nr. 2880/1 und 2821  der EZ 9  KG Litzlberg im Gesamtausmaß von 6.904 m²  
 Schenkungsvertrag Johann und Karoline Zöbl  an Alois und Christine Lassnig,  Schenkung 

EZ 1962  KG Seewalchen mit allen Grundstücken im Gesamtausmaß von 5.318 m²  
 Übergabsvertrag Josef und Juliane Winzer an Josef Winzer, EZ 532, KG. Seewalchen mit 

14.206 m² und EZ 518, KG. Seewalchen mit 17.264 m²    
 Verschmelzungsvertrag OÖ. Ferngas Netz GmbH/Energie AG Oberösterreich,  Grundstück 

Nr. 2735/2, der EZ 1797, KG. Seewalchen im Ausmaß von 310 m²   
 

r) Beschlüsse des Gemeindevorstandes (Auftragsvergaben) 
 

-  für die fachpädagogische Begleitung beim Neubau der Volksschule Seewalchen an die 
LernLandSchaft, Karin Doberer zu einem Preis von € 3.480.-00 incl. Mwst.  

 
- für die Baumeisterarbeiten für den behindertengerechten Zugang, den Liftschacht und für die 

Lieferung und Montage des Liftes beim Kultursaal an die Firma Stern & Hafferl Bau zu einem 
Preis von € 65.028.- sowie an die Firma KONE AG zu einem Preis von € 50.000.-, und die 
Elektroarbeiten an die Fa. EBG Haustechnik GmbH. zu einem Preis von € 2.856.- (jeweils 
netto) 
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- für die Pumpwerksausrüstung beim Kanal BA 15 Gerlham an die Firma „Meisl“, Grein, € 
14.157.-für die Lieferung der Pumpwerksausrüstung Gemäß Ihrem Angebot vom 28.04.2015 
zu einen Betrag von € 14.157,04 (exkl. USt), sowie für die Lieferung der Elektrotechnik und 
Steuerung an die Firma „Doma“, Hohenzell, € 13.823.- (jeweils netto) 
 
 

 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
ABA Seewalchen, BA 10 – Haining 

Mehrkostenforderung Fa. Felbermayr Bau GmbH & Co KG, Vergleichsvorschlag  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Kindergartentransport 
 Abschließen einer Vereinbarung mit der Fa. Stern & Hafferl 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 3 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Vermietung 
 Arztordination Hauptstraße 17 – Zustimmung zur Untervermietung 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 4 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der heute stattfindenden Gemeinderatssitzung zu nehmen. 
 
Vermietung 
 Strandbad Sanierung - Finanzierung 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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1.  VFI & Co KG  
  Kenntnisnahme des Jahresabschlusses 2014 
 
Bgm. Reiter: 
Der Jahresabschluss des Vereins zur Förderung der Infrastruktur der Marktgemeinde Seewalchen am 
Attersee & Co KG wurde vom Steuerbüro BNP im Gmunden erstellt. 
Die Zahlen bzw. Erläuterungen dazu sind dem im Akt befindlichen Jahresabschluss für das Jahr 2014 
zu entnehmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Jahresbilanz 2014 zur Kenntnis zu nehmen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 27 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 1 Liehmann 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Hoyer, Hemetsberger, Leeb-Dorfer 
 
 
 
 
2.  VFI & Co KG  
  Entnahme des Erlöses aus dem Verkauf der Betriebseinrichtung  
 
Bgm. Reiter: 
Im Jahr 2014 wurde die fast gesamte Betriebseinrichtung für die Hauptschule neu angekauft. Ein 
wesentlicher Teil davon, wie die gesamte Einbaumöblierung, Smartboards, die Physiksaaleinrichtung 
sowie die Möbel und Geräte für die Schulküche u.v.m. wurden von der Gemeinde-KG angekauft und 
finanziert. Im Zuge der KG – Bilanzerstellung durch den beauftragen Wirtschaftstreuhänder (BNP) 
wurde festgestellt, dass der Kauf der Betriebseinrichtung zwar grundsätzlich möglich sei, dafür aber 
einerseits die vertraglichen Grundlagen (KG-Vertrag und Bestandvertrag) nicht gegeben sind und 
andererseits für die Betriebseinrichtung aufgrund einer sehr kurzen Abschreibungsdauer von 5 – 10 
Jahren eine extrem hohe Miete (rd. 45.000,- zuzüglich 20% Ust.) anfallen würde. Darüber hinaus 
wären Mietkosten keine Investitionskosten und könnten demnach bei der Endabrechnung mit dem 
Land nicht eingerechnet werden. Aus diesem Grund wurde nach Absprache mit dem Steuerbüro und 
AL Schmidt als Geschäftsführer vorgeschlagen, dass die Gemeinde die betreffende 
Betriebseinrichtung in einen Gesamtwert von € 368.240,67 zzgl. 20 % Ust, von € 73.648,13 , das sind 
insgesamt € 441.888,80 , von der  VFI & Co KG kauft. Die dabei zu zahlende Umsatzsteuer ist in 
diesem Fall von der Gemeinde zu zahlen und kann nicht als Vorsteuer geltend gemacht werden, was 
aber auch bei einer Mietvariante der Fall gewesen wäre. Die KG hat demnach eine Rechnung mit 
einem Gesamtbetrag von € 441.888,80 incl. 20% Umsatzsteuer an die Marktgemeinde Seewalchen 
am Attersee gestellt. 
 
Um den Rechnungsbetrag, der von der Gemeinde an die KG gezahlt werden muss, zum 
überwiegenden Teil wieder ordnungsgemäß in das Budget der Gemeinde zu bekommen, ist eine 
Geldentnahme der Gemeinde aus der KG erforderlich, zu der neben dem Ankauf der 
Betriebseinrichtung formal ebenfalls ein Gemeinderatsbeschluss notwendig ist. Die Höhe der 
Geldentnahme sollte mit € 350.000,- bemessen werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

dem Verkauf der Betriebseinrichtung lt. Rechnung von der  VFI & Co KG vom 30. Juni 2015 
an die Gemeinde zuzustimmen und eine Geldentnahme in Höhe von € 350.000,- aus der KG 
zu beschließen 
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GR. Hoyer merkt an, dass es nach seiner Auffassung nach hier wieder um eine Umgehung der 
Umsatzsteuerentrichtungen gehe und wie man jetzt sehe, bleibe dies wieder an der Gemeinde 
hängen. Wenn jetzt jedem eine Betriebseinrichtung verkauft werde, und dann die Mehrwertsteuer 
fällig werde, heiße dass, das diese die Gemeinde wieder bezahlen müsse. Bei der 
Betriebseinrichtung gehe es nicht um sehr viel, aber wenn das Schulgebäude fertig sei, dann gehe es 
um sehr viel. Dies zeige wieder um so mehr, dass diese Herauslösung eigentlich in Summe keinen 
Vorteil gebracht habe, weil erstens die MWSt. fällig werde, und zweitens die ganzen Vertragskosten 
der Anwälte, Grundbucheintragegebühren, etc. dazukommen. Ein Vorteil der ganzen Maßnahme sei 
nicht gegeben. 
 
GR. Kaniak entschuldigt sich für die Verspätung und möchte wissen wo die Steuerberater und 
Rechtsberater seien, die den Gemeinden solche Empfehlungen gegeben haben. Jetzt mit der 
Bilanzierungspflicht sei man in der Situation, dass man von einem Tausch in den anderen 
hineinwolle. Von einer Lukriierung sei keine Rede – im Gegenteil, man müsse die Mehrwertsteuer voll 
zahlen. Es werde noch einiges auf uns zukommen, was man aber auch vorausgesagt habe. In 
diesem Sinne wünsche er eine gute Weiterarbeit, arm sei nur der Geschäftsführer der dies vertreten 
müsse. Dieser hätte sich auch was anderes vorstellen können. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger fühlt sich bemüßigt etwas zu sagen wegen der Zuschauer und dem 
Protokoll. Aber hätte man damals die KG Lösung nicht gemacht, wäre man um 70% der 
Landesförderung gestorben. Damit dies auch für alle anderen nachvollziehbar sei. Es seien sicherlich 
berechtigte Einwände welche aber von vornherein klar gewesen seien. Man wäre anders nicht in der 
finanziellen Situation gewesen eine Schule zu sanieren. 
 
GV. Vogel O. fügt an, dass das Land keine Förderung gewährt hätte, hätte man die KG nicht 
gegründet. Man könne noch lange diskutieren ob dies gescheid sei oder nicht, aber dies sei 
Tatsache. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
      
Gegen den Antrag 2 Stimmen FPÖ-Fraktion: 2 Kaniak, Liehmann 
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Hoyer, Hemetsberger, Leeb-Dorfer 
 
 
 
 
3.  Kanalbau  BA 15, BA 17 u. BA 18 
  Annahme der Förderverträge von der KPC 
 
Bgm. Reiter: 
Von der KPC liegen nunmehr Förderverträge für folgende Kanalprojekte dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vor: 
 
Projekt:                 Förderung lt. Zuschussplan: 
 
ABA 15 – Gerlham              € 170.764,-     
ABA 17 – HIL- u. Eiblmayr-Wolfsegger-Gründe  €   42.992,- 
ABA 18 -  BG – Ensinger Sinitmid        €   17.008,- 
ABA 16 -  Kroiss u. Loidlgründe         €   12.596,- 
 
Die Förderung erfolgt durch Finanzierungszuschüsse (Annuitätenzuschüsse) lt. Zuschussplan, 
welcher einen wesentlichen Bestandteil des zu beschließenden Fördervertrags bildet. 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegenden Förderverträge anzunehmen 
 
Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag, 

den erst heute eingelangten Fördervertrag für den ABA 16 mit einer Förderung in Höhe von  
€ 12.596,- ebenfalls anzunehmen 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Pacht - Schulsportplatz 
  Abschluss eines  Pachtvertrages  mit der Diözese zur Errichtung eines Schulsportplatzes 
 
Bgm. Reiter: 
Die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee beabsichtigt von der Röm. Kath. Pfarre, vertreten durch 
die Diözesane Immobilien-Stiftung ein Grundstück für den neuen Schulsportplatz zu pachten. Ein dies 
bezüglicher Vertragsentwurf wurde von der Pfarre/Diözese vorgelegt.  
 
Die Eckdaten: 
Pachtfläche:     7.810 m² 
Pacht pro m²:     € 0,50 / m² 
Laufzeit:       unbestimmte Zeit / Kündigungsverzicht Verpächter bis 30.6.2040     
Baukostenzuschuss:  € 15.000,-- 
Situierung nur nördlich möglich 
Nutzung als Schulsportplatz 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Vertragsentwurf zu beschließen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Pacht Steganlage Strandbad 
  Nachtrag eines Bestandvertrages mit den ÖBF – Verlängerung Rudersteg im Strandbad 
 
Bgm. Reiter: 
Aufgrund der Erneuerung und Verlängerung der Steganlage für den Ruderverein erhöht sich das 
Ausmaß der Bestandsfläche um 16,3 m².  Die Mehrkosten bei der Pacht betragen pro Jahr € 17,50 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Vertrags-Nachtrag zu beschließen 
 
GR. Hoyer merkt an, dass es ja mehrere Vereine gebe die einen Steg haben. Er habe bei Durchsicht 
der aufliegenden Unterlagen festgestellt, dass dort die Gebühr für den gesamten Steg von der 
Gemeinde bezahlt werde. Wieso werde dies bei anderen Vereinen nicht gemacht? Liege es daran, 
dass nur kein Antrag gestellt worden sei? Z.B. bei Seeclub Kammersee 
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Der Bürgermeister antwortet, dass das beim Seeclub Kammersee eine ganz andere Gegebenheit sei, 
weil dies eine ganz private Anlage sei. Der Strandbadbereich mit dem Ruderboot-Steg sei ja praktisch 
auch öffentlich zugänglich und werde ja auch nur so bezeichnet, weil diesen der Ruderverein 
benutze. Tagsüber, wenn keine Ruderer da seien, dann werde dieser Steg auch von den Badegästen 
genutzt. 
 
GR. Hoyer fragt nach, wie es sich beim Steg der Wasserschischule verhalte. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dies gehe die Gemeinde nichts an. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
6.  Budget 
  Vorfinanzierung von Landesmittel für diverse Projekte 
 
Bgm. Reiter: 
Zur Vorfinanzierung der erwarteten Landesmittel für die ganztägige Schule (GTS) € 96.000,-, den 
Schulsportplatz € 100.000,- und die noch offenen Restzahlungen von Landes- und BZ – Mittel für die 
Sanierung der Neuen Mittelschule € 135.000,- werden rd. € 330.000,- benötigt. 
 
Die FA schlägt vor, diese Mittel bis zur Flüssigmachung durch eine vorübergehende Entnahme aus 
der Zukunftsrücklage vorzufinanzieren. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die offenen Fördermittel bis zur Flüssigmachung durch die Zukunftsrücklage vor zu 
finanzieren. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Kleinkinderbetreuung 
  Tarifordnungen für Krabbelstube und Hort ab 1. Sept. 2015 
 
Bgm. Reiter: 
Die Tarife für Krabbelstube und Hort sind von Gesetzes wegen jährlich zu indizieren. Der 
Gemeindevorstand hat sich mit dem Thema und den damit zusammenhängenden stark steigenden 
Kosten (siehe im Akt befindliches Diagramm) am 12. Mai 2015 befasst. 
 
Grundsätzlich ist zu sagen, dass bei der Betreuung bis zu 30 Wochen-Stunden die Gemeinde nicht 
viele Möglichkeiten hat die Tarife zu beeinflussen. Hier wird das ermittelte Familieneinkommen 
(Bemessungsgrundlage) mit dem per Gesetz festgelegten Prozentsatz von 3,6% multipliziert. Die 
Höhe hängt hier also ausschließlich vom Familieneinkommen ab. Bei einem Betreuungs-ausmaß von 
mehr als 30 Wochenstunden hat die  Gemeinde die Möglichkeit den Prozentsatz selber zu 
bestimmen. In Seewalchen beträgt dieser Faktor seit einigen Jahren 6%. Von den dzt. 35 Kindern 
haben nur 6 Kinder einen Betreuungsbedarf von über 30 Wochen-Stunden angemeldet. Nur bei 
diesen Kindern hat die Gemeinde die Möglichkeit per Erhöhung des Prozentsatzes Mehreinnahmen 
zu erzielen. Für Kinder über dem 30. Lebensmonat ist kein Elternbeitrag zu zahlen. Im lfd. 
Betreuungsjahr 2014/15 sind das bei insgesamt 35 gemeldeten Kindern nicht weniger als 21 Kinder.   
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Da der Gemeinde in Hinblick auf die Tarifgestaltung wie erwähnt relativ wenig Möglichkeiten zur 
Verfügung stehen, wäre in Hinkunft das Hauptaugenmerk vor allem auf organisatorische Maßnahmen 
zu legen, wie: 

a) Kinder ab dem 30. Lebensmonat in den Kindergarten überleiten 
b) Die Aufnahme von Kindern unter einem Lebensjahr nach Möglichkeit vermeiden (hoher 

Betreuungsaufwand mit zusätzlichem Personal) 
c) Platz-Sharing: Betreuungsplätze (für Kinder die nur an bestimmten Tagen kommen) werden 

so aufgeteilt, dass tunlichst keine leeren Betreuungstage/plätze übrig bleiben. 
 
Die neuen Betreuungssätze ab 1. Sept. 2015: 
                             bisher     neu 
Krabbelstube: Mindestbeitrag                   48 €       49 € 
       Höchstbeitrag  Betreuung bis 30 Wochenstd.   259 €     263 € 
       Höchstbeitrag  Betreuung über 30 Wochenstd.  323 €     328 € 
 
Hort:     Mindestbeitrag                   41 €       42 € 
       Höchstbeitrag  Betreuung bis 25 Wochenstd.   114 €     116 € 
       Höchstbeitrag  Betreuung über 25 Wochenstd.  162 €     165 € 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegenden Tarifordnungen für Krabbelstube und Hort für das Jahr 2015/16 zu 
beschließen. 

 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass im Amtsvortrag 3 Punkte angeführt seien, welche die 
grüne Fraktion einigermaßen in Erstaunen versetzt haben. Sie sei sich nicht sicher, ob dies als 
Anleitung oder Anregung zu verstehen sei. Diese könnten aber nicht so stehen bleiben. Bei Punkt a) 
sei angeführt, dass ein Überführen der Kinder von der Krabbelstube in den Kindergarten bei 
Erreichen des 30. Lebensmonats stattfinden solle. Unter den pädagogischen Aspekten und auch was 
die Gruppendynamik betreffe, könne sie das nicht so stehen lassen, weil dies pädagogisch nicht in 
Ordnung sei. Bei Punkt b) stehe ganz salopp, dass die Aufnahme von Kindern unter einem Jahr zu 
vermeiden sei. Es sei schon klar, dass die Kostendiskussion vorangegangen sei, aber es gebe 
sowieso schon klare Richtlinien wann ein Kind in die Krabbelstube aufgenommen werde -  und dies 
sei bei Berufstätigkeit der Eltern. Ihr sei nicht ganz schlüssig, warum der Zusatz „nach Möglichkeit 
vermeiden“ angeführt sei.  Punkt c) habe sie sehr erfreut, weil man schon mindestens seit 5 Jahren 
das Modell des Sharings der Plätze, versuche - auch für die Krabbelstube - annehmbar zu machen 
und sie finde es schön, dass man nach so langer Zeit jetzt darauf gekommen sei, dass dies zur 
Kostenreduktion dienen könne. Sie habe nichts gegen die Tarifordnung für den Hort und für die 
Krabbelstube nur der Amtsvortrag habe sie ein wenig erstaunt. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass man sich natürlich Gedanken gemacht habe angesichts dessen, 
wie die Kosten bei der Kinderbetreuung in den letzten Jahren angestiegen seien. Das Überleiten von 
der Krabbelstube in den Kindergarten gehe natürlich nicht auf Knopfdruck, sondern nur in Absprache 
mit den Eltern, um neue Plätze in der Krabbelstube zu schaffen und Lücken im Kindergarten zu 
schließen. Dies sei eine Überlegung gewesen und es sei auch mit den Leitern der Einrichtungen so 
besprochen worden. Das Platz-Sharing werde schon seit Jahren sehr gewissenhaft gemacht. Man 
wolle, dass möglichst viele Eltern, welche einen Bedarf haben, in den Genuss kommen können und 
auch damit alle Plätze ausgelastet seien. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass es ihr um die saloppe Formulierung im Amtsvortrag 
gehe, aber jetzt ausreichende Begründung bzw. Klarstellung sei. Sie habe es aber nicht so stehen 
lassen wollen. Um auf das Platz-Sharing nochmal zurückzukommen, dies könne man auf jeden Fall 
noch effizienter betreiben. Es sei ihr auch klar dass es darum gehe wieder neue Plätze zu schaffen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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8.  Wegerecht Promenade 
  Abschließen einer außergerichtlichen Vereinbarung betreffend Wegerecht auf der Promenade  
 
Bgm. Reiter: 
In der GVS am 11.6.2015 wurde beschlossen, mit Herr Hartl Verhandlungen betreffend Zufahrtsrecht 
aufzunehmen und in der GRS am 9.7.2015 eventuell eine entsprechende Vereinbarung zu 
beschließen. Zu den Besprechungen soll je ein Fraktionsvertreter eingeladen werden. Diese 
Besprechung fand am 16.6.2015 statt.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Dienstbarkeitsvereinbarung mit Herrn Ing. Norbert Hartl abzuschließen 
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass dies eine leidige Angelegenheit sei und es sei sicher gut, 
dass außerhalb des Gerichtes eine Vereinbarung zustande komme. Sie persönlich störe die 
Ausformulierung – Errichtung eines Pollers statt einer Schranke. Im Vertrag sei es so formuliert „es 
stehe Herrn Hartl frei – auf eigene Kosten - einen Poller anstatt einer Schranke zu errichten“. Sie sei 
der Meinung wenn jemand der Gemeinde eine Verbesserung auf eigene Kosten schenken wolle, 
dann habe sie nichts dagegen solange dies nicht in Zusammenhang mit irgendwelchen 
Gegenleistungen stehe.  
Für sie bekomme dies jetzt eine absolut schiefe Optik, dass im Zuge dieser Vertragserrichtung der 
Einräumung des Notwegerechtes, jetzt der Poller von Herrn Hartl auf seine Kosten errichtet werde 
und durchaus nach außen für Nichtwissende der Eindruck entstehe, dass dies im Zusammenhang mit 
der Vertragserrichtung stehe. Rein vom Gefühl her gefalle ihr das nicht. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass es, so wie er dies verstanden habe, darum gehe, dass Herr Hartl 
jedesmal beim Hinunterfahren stehenbleiben, aussteigen, aufschließen, aufmachen, durchfahren, 
stehenbleiben und Schranken wieder schließen müsse.  
Darum habe er vorgeschlagen, ob es möglich sei, einen versenkbaren Poller aufzustellen. Es sei in 
den Vertrag jetzt so hineingekommen. Es sei aber verständlich, denn wenn man am Tag 10 x 
wegfahren muss dann muss man 20 x aussteigen um den Poller zu schließen.  
 
Der Bürgermeister ergänzt, dass es sich nicht um den Schranken bei der Eiszeit handle sondern es 
gehe um den Klapppoller. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass dies mühsam sei, diesen zu öffnen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass auch die Gemeinde dann den Schlüssel für den versenkbaren 
Poller habe. Dies habe auch für die Einsatzfahrzeuge, Müllabfuhr, Strandbadpächter, Lieferanten 
wesentliche Vorteile. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass dies alles in Ordnung sei, aber es handle sich um ein 
Notwegerecht und dies solle nicht unbedingt der Bequemlichkeit dienen. Sie habe im Hinterkopf, dass 
dies die Promenade sei und dass deshalb die Zufahrt nicht leicht stattfinden solle. Es tut ihr leid, aber 
dies sei einfach so. 
 
GV. Berger glaubt, dass dies eine vernünftige Lösung werde. Vorausgesetzt sei, dass sich Herr Hartl 
an die Vereinbarungen halte. Ihn störe in diesem Vertrag etwas anderes. Und zwar ein Punkt welcher 
mittlerweile gar nicht mehr drinnen sei. Es gehe um den Streifen mit den 2 – 2,5 m wo man im 
nächsten Punkt die Feststellung der Öffentlichkeit privater Grundstücksteile beantragen werde. 
Ursprünglich sei in dem Vertrag gestanden, dass man das Recht habe diesen Teil zu benützen und 
diesen Teil auch uneingeschränkt zu benützen und auch ohne Widerruf.  
Der Anwalt von Herrn Hartl habe da hineinschreiben lassen, dass dies ein jederzeit widerrufbares 
Recht sei. Er fürchte, dass dies bei der Feststellung der Öffentlichkeit dann als Argument 
herangezogen werde. Die allgemeine Meinung der Fraktionsführer war, dass man dem so zustimmen 
könne, weil zumindest GV. Berger kein anderer Schriftverkehr bekannt gewesen sei. Er hätte diesen 
Punkt gerne drinnen gehabt. Er werde trotzdem zustimmen, möchte aber darauf hinweisen, dass dies 
womöglich ein Punkt sein könne, der später einmal Sorgen bereitet. 
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GR. Liehmann merkt an, dass dies tatsächlich ein leidiges Problem sei. Er möchte die Wortwahl des 
Bürgermeisters kurz korrigieren. Es sei nicht der Verlust des Geh- und Fahrtrechtes sondern man 
habe festgestellt, dass das Geh- und Fahrtrecht nicht da sei. Er habe es nie verloren, denn es sei nie 
da gewesen.  
Dies möchte er voraussagen. Man hätte nie über fremde Parzellen fahren können, es sei aus diesem 
Grund nie benutzt worden. Auch vorher konnte kein Fahrzeug auf den 1er Grund fahren. Dies sei 
eine andere Sache. Herr GV. Berger habe vollkommen recht, man müsse aufpassen. In der 
Stellungnahme des Naturschutzes sei klipp und klar festgehalten, wofür die Promenade da sei und 
welche Zweck sie habe. Dies sei vom 24.2.2003.  
Er würde sagen, wenn hier jetzt ein Vertrag gemacht werde, dann solle man schon einen Passus 
über dieses Wegerecht hineingeben, dass dieses Wegerecht expliziert weiterer Rechtszüge 
überhaupt gestattet werden kann. Dies sei ganz wichtig, damit nicht nach einer Weile plötzlich die 
großen Probleme – wie GV. Berger erwähnt – kommen. 
 
GR. Kaniak fügt an, dass dieser Vertrag ja den Sinn habe, die Rechte die ihm gewährt werden 
könnten, wenn eine prozessliche Sache gewonnen werde, dass er mehrere Rechte habe. Diese 
sollen jetzt eingeschränkt werden.  
Der Poller sei ja nicht das Problem. Es stehe kein Passus drinnen, dass er nicht trotzdem dann ein 
Verfahren beginnen könne und dies sogar gewinnen könne. Dann würde er von vorne hineinfahren 
und hinten wieder hinaus. Dann habe er mehr als vorher. Es sei nicht im Sinn der Gemeinde ihm 
etwas zu gewähren, wo nicht drinnen stehe, dass nicht wieder ein Verfahren eingeleitet werden 
könne um noch mehr zu bekommen. Dies stehe nicht drinnen. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass ein Gerichtsverfahren anhängig sei, wo Herr Hartl die Gemeinde geklagt 
habe. Bei der Verhandlung sei vereinbart worden, dass das Verfahren ewig ruhe. Dieses Verfahren 
solle eine privatrechtliche Vereinbarung zwischen Herrn Hartl und Gemeinde regeln.  
 
Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass er es wahrscheinlich nicht erleben werde, dass jemand 
verklagt werde. Egal, ob man sich daran halte oder nicht. Angenommen, er mache den Poller auf, 
weil seine Tante hinunterfahren wolle, welche aber nicht im Vertrag eingeschlossen sei – dann müsse 
die Gemeinde seine Tante klagen und auch ihn müsse man wegen Nichterfüllung des 
Vertragsbestandteiles privatrechtlich klagen. Und dass dies passiere, könne er sich absolut nicht 
vorstellen. Es freue ihn aber wenn etwas zustande käme. 
 
GR. Steinwendner fragt nach wie viele Autos da unten stehen bzw. wie viele Parkplätze er da habe. 
 
GR. Liehmann antwortet, dass meistens 2 bzw. 3 Autos drinnen waren. In letzter Zeit sei er etwas 
vorsichtiger geworden, da habe er teilweise bei der Brücke geparkt. Im Grunde genommen habe er 
einen Parkplatz. 
 
GV. Hemetsberger R. merkt an, dass es zwei Möglichkeiten gebe. Entweder er fahre von der 
Attersee-Bundesstraße vom Osten zu, dort habe man Fahrverbot, für Anrainer gestattet. Dies seien 
die Unterschiede. Er habe von dieser Seite mehr Möglichkeiten die Verwandten zufahren zu lassen. 
Die zweite Möglichkeit sei mit diesem Vertrag abgegolten, wo man ihn einenge und in der Folge wenn 
er bauen sollte, das Auto dann dort auch wegkomme. Dass niemand eine Freude damit habe, dass 
die Promenade befahren werde, da sei man sich einig. Dies sei die Möglichkeit ihn einzuegen, denn 
der Rechtanwalt sage, dass wenn man ihm die Zufahrt vom Osten her gebe, dann seien plötzlich alle  
Anrainer und jeder würde zufahren.  Der Poller störe ihn nicht. Und wenn dieser in das Eigentum der 
Gemeinde übergehe und Herr Hartl diesen selber bezahle habe er kein Problem damit. Natürlich 
wäre es am schönsten, wenn die Promenade gar nicht befahren werden würde. Leider gehe das nicht 
und irgendetwas werde er vom Gericht zugestanden bekommen. Die Möglichkeit, dass dies 
wesentlich mehr ausgedehnt sei ist sicherlich gegeben. Man werde dem zustimmen, was in den 
Vorgesprächen immer angedeutet worden sei. Wenn es eine gute Lösung gebe, dann werde diese 
gemacht.  
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 7 ohne Kasper, Distler, Mayrhofer 
   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Kasper, Distler, Mayrhofer 
 
 
 
 
9.  Promenade 

 Feststellung der Öffentlichkeit privater Grundstücksteile der Promenade  
 
Bgm. Reiter: 
Auf der Promenade werden seit über 60 Jahren die südlichen Grundstücksteile der Grundstücke Nr. 
2036/1, 2036/10, 2036/8, 2036/9, 2036/4, jeweils KG Seewalchen, als öffentlicher Gehweg genutzt. 
Für die öffentliche Nutzung liegen liegt kein grundbücherlich sichergestelltes Recht für den 
Gemeingebrauch vor. Beim Grundstück Nr. 2036/1 wurde kurzfristig ein Hinweisschild mit der 
Aufschrift „Privatgrundstück – Durchgang bis auf Widerruf gestattet“ aufgestellt.  
 
Um für die Zukunft ein Gemeingebrauchsrecht grundbücherlich sicherzustellen, sollen mit den 
Grundeigentümern Verhandlungen aufgenommen werden, um eine entsprechende Vereinbarung 
abzuschließen. Sollte eine Vereinbarung nicht zustande kommen, wird eine Feststellungklage 
eingebracht.  
 
Als Rechtsvertreter wird Rechtsanwalt Dr. Martin Morscher vorgeschlagen, der auf den Tarif eine 
Ermäßigung von 20 % gewährt.    
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes ein Verfahren zur 
Feststellung der Öffentlichkeit jener privaten Grundstücksteile der Promenade, die ohne 
Pachtverträge seit über 50 Jahren öffentlich genutzt werden, einzuleiten und Rechtsanwalt 
Dr. Martin Morscher mit der Rechtsvertretung zu beauftragen.  

 
GR. Liehmann Walter nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil. Er 
möchte aber trotzdem dazu sagen, dass auf Basis der Umwelterkenntnisse man schon einer 
Ausarbeitung eines entsprechenden Vertrages zustimmen würde. Sonst werde dies eine 
Rechtssache werden. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu dass es grundsätzlich um die ganze Promenade gehe. Diese gehe ja 
bis zum Kinderbad. Sei da für die Zukunft weitergedacht worden oder gehe es jetzt nur um diese 
Parzelle? Bestehen dort auch privatrechtliche Vereinbarungen oder Grundstücke die im Besitz von 
Grundeigentümer seien.  
 
Der Bürgermeister antwortet, bis zum Kinderbad nicht, aber ab dem Kinderbad sehr wohl. Ab da 
gehöre es zur Paulik Villa. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass diese Strecke als Öffentliche anzusehen sei. Von der Strecke 
weiter vom Strandbad bis zum Kinderbad. 
 
AL. Schmidt merkt an, dass dies ein sehr interessanter Ansatz sei. Er habe von der Promenade im 
Archiv nichts gefunden, auch nicht im Gemeinderatsprotokoll. 1961 sei die Ufermauer errichtet 
worden. Es sei anzudenken für den nächsten Bauausschuss, dies zu behandeln. Der Ansatz sei 
richtig. Dies könne man aber im Herbst auch machen – da renne einem ja nichts davon. 
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GV. Berger fügt hinzu, dass es die Möglichkeit gebe, mit einem Zusatzantrag die gesamten in 
Privatbesitz stehenden Flächen, die diese Wegführung betreffen, in den Antrag mit hinein zu nehmen. 
 
GV. Berger stellt den Zusatzantrag 

die gesamten in Privatbesitz stehenden Flächen, die die Wegführung der Promenade 
betreffen, 
in den Antrag mit aufzunehmen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von GV. Berger gestellten Zusatzantrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
10. Abwasserbeseitigung – BA 15 Gerlham 
  Kanalprüfmaßnahmen; Auftragsvergabe 
 
Bgm. Reiter: 
Die Leistungen für die Kanalprüfmaßnahmen für die Ortskanalisation Seewalchen, BA 15 – Gerlham, 
wurden im Direktvergabeverfahren im Unterschwellenbereich nach dem Billigstbieterprinzip 
ausgeschrieben, wobei 3 Firmen zur Anbotlegung eingeladen wurden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund des Vergabevorschlages der Bauleitung und der Zustimmung der Förderstelle vom 
2.7.2015 den Auftrag für die Kanalprüfmaßnahmen für die Ortskanalisation Seewalchen,     
BA 15 – Gerlham, zu einem Preis von € 42.071,03 excl. Ust, an die Firma Buchschartner 
Kanalservice, Mühldorfstraße 58, 5310 Mondsee, zu vergeben. 

 
GR. Hoyer merkt an, dass es sehr erfreulich sei, dass endlich einmal die Vergabe einer 
Überprüfungsmaßnahme noch vor der Abnahme der Erd-, Baumeister- und Rohrverlegungsarbeiten 
passiert. Wenn er an die Katastrophe in Haining denke, dann freut ihn dies sehr. Was ihm aus den 
Unterlagen zu wenig herausgekommen sei – dies sei auch seine Frage und sein Augenmerk darauf – 
diese Daten seien ja nach einer Empfehlung des Landes digital nach dem speziellen Programm 
welches das Land aufzuarbeiten bzw. einzuarbeiten habe – dass dies bei dieser Ausschreibung mit 
drinnen sei. Die digitale Aufarbeitung der Überprüfungen sollte entsprechend dem Programm des 
Landes vorhanden sein. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
11. Abwasserbeseitigung – BA 13 Litzlberg 

Gesamtlösung betreffend Überbauung beim Rückhaltebecken in Litzlberg; Kenntnisnahme des 
geänderten Vertrages 

 
Bgm. Reiter: 
Bei der Errichtung des Rückhaltebeckens beim Kanal BA 13 in Litzlberg wurde eine rd. 3 m lange 
Kanalleitung und ein Schacht für einen Reinigungsbrunnen irrtümlich auf dem nebenliegenden 
Grundstück von Herrn Josef Gebetsberger errichtet. Nachdem mehrere Vergleichsversuche mit dem 
Grundeigentümer scheiterten, wurde mit Schreiben vom 18.3.2014 das Amt der Oö. Landesregierung 
um eine Duldungsverpflichtung für die geplanten „Rückbaumaßnahmen“ der Überbauten ersucht. Mit 
Bescheid vom 1.9.2014 wurde die Duldung für die geplanten Baumaßnahmen erteilt. Gegen diesen 
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Bescheid hat Herr Josef Gebetsberger am 22.9.2014 Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht 
eingebracht, über die bis dato noch nicht entschieden ist.  
DI Irrgeher, der von der Gemeinde mit der Bauleitung und Abwicklung der Rückbaumaßnahmen 
beauftragt war/ist, hat mitgeteilt, dass es eine einvernehmliche Lösung gäbe, die aus seiner Sicht für 
alle Beteiligten positiv wäre. Herr Gebetsberger wäre bereit, eine Zustimmungserklärung zum 
Bestand der Überbauten mittels Dienstbarkeitsvertrag zu unterfertigen, sofern er eine 
Entschädigungszahlung in Höhe der geschätzten Baukosten für die Entfernung der Überbauten erhält  
(€ 35.000.-). Die Entschädigungszahlung wurde bereits von der Haftpflichtversicherung von DI 
Irrgeher ausbezahlt.  
Weiters soll eine Drainageleitung zur Entwässerung des Grundstücks Gebetsberger verlegt werden 
(rd. € 3.000.- brutto). Die Drainagekosten und die Kosten für die Vertragserrichtung etc. soll die 
Marktgemeinde Seewalchen tragen.  
Nach Rücksprache mit der Wasserrechtsabteilung des Landes wäre diese Lösung sinnvoll und würde 
der Kanal BA 13 dann auch kollaudiert werden können. 
Ein entsprechender Dienstbarkeitsvertrag wurde vom Notariat Gebetsberger in Vöcklabruck 
ausgearbeitet  in der GRS am 16.4.2015 beschlossen, jedoch von Herrn Gebetsberger Josef nicht 
unterzeichnet, da er noch einige Änderungswünsche hatte. Diese Änderungswünsche wurden in den 
nunmehr vorliegenden Vertrag aufgenommen und von Herrn Josef Gebetsberger unterzeichnet.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden abgeänderten Dienstbarkeitsvertrag mit Herrn Gebetsberger Josef MA 
abzuschließen.  

 
GR. Hoyer merkt an, dass dieses leidige Problem Gott sei Dank einmal einer Erledigung zugeführt 
worden sei. Er wolle aber mit Nachdruck festhalten, dass dadurch dass der zuständige Zivilingenieur 
zugegeben habe einen Fehler gemacht zu haben, ein Betrag von € 35.000,00 in dieser Angelegenheit 
bezahlt werde. Wenn er bedenke, dass man heute noch einen Tagesordnungspunkt behandle in dem 
es um einen Betrag von nur lächerlichen € 75.000,00 gehe, (welcher von einem Zivilingenieur für 
einen wesentlich größeren Schaden bezahlt werde) dann sei dieser Vergleich einfach gravierend. 
Man müsse eigentlich vor allem DI Irrgeher Danke sagen, dass er dies mit seiner Versicherung so 
lösen konnte. Letzlich zahlen alle Zivilingenieure in Österreich mit. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer sei froh, wenn diese Sache erledigt sei aber er fürchte sehr stark, dass die 
Kanalarbeiten in Zukunft deutlich teurer werden in Seewalchen. Die Leute sehen was bezahlt werde 
wenn man überbaut oder unterbaut. € 12.500,00 pro Meter sei ja keine Kleinigkeit. Er werde sich 
daher enthalten. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass Vizebgm. Weichselbaumer gewisse Berechtigungen zu dieser 
Äußerung habe, aber dies sei eine Lehre gewesen und es sei ganz wichtig in Zukunft besonders 
darauf zu achten, dass dies nicht mehr passiere. Also man solle einen Schlussstrich ziehen und 
vorsichtig sein. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 7 ohne Weichselbaumer, Kasper, 
Stockinger 

   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Kasper, Stockinger 
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12. Tourismusabgabe 
  Erhöhung 
 
Bgm. Reiter: 
Die Vollversammlung des Tourismusverbands der Ferienregion Attersee-Salzkammergut hat in ihrer 
letzten Sitzung mit großer Mehrheit der Empfehlung des Vorstands zugestimmt, die 
Tourismusabgabe mit 1. Jänner 2016 auf € 1,25 pro Person und Nacht zu erhöhen. Die zusätzlichen 
Mittel sollen zweckgewidmet verwendet werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes die Tourismusabgabe 
mit 1.1.2016 auf € 1,25 zu erhöhen und vorliegende Verordnung zu beschließen 

 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, dass man sagen könne € 0,97 / Nächtigung sei nicht viel. Wenn man 
um 3% erhöht hätte, dann sei es vielleicht € 1,00 aber um ein gutes Viertel erhöhen auf € 1,25 – er 
wisse es gebe da Herren die meinen dies sei nur ein Durchläufer. Der Wirt müsse kassieren, der Gast 
müsse zahlen und dann an die Gemeinde abliefern. Dort habe man dann wieder Arbeit und dann 
müsse man das an den Tourismusverband weiterleiten. Eine Erhöhung in dieser Dimension sei für 
ihn etwas übertrieben. Auch aufgrund des Nächtigungsrückganges welchen man ja habe, solle man 
sich anstrengen wieder mehr zu habe. Dann brauche man auch nicht so gravierend erhöhen, sondern 
man könne es entsprechend anpassen. Diese Erhöhung sei in Prozenten nicht gerechtfertigt und die 
freiheitliche Fraktion werde dem nicht zustimmen. 
 
GV. Vogel O. merkt an, dass es immer die Frage sei wie man dies verkaufe. Er sei viel unterwegs, er 
sei auch in Österreich viel unterwegs. € 0,97 zahle man in keiner einzigen Gemeinde. Die Leistung für 
die Fremden sei da und dies werde auch bezahlt. Z.B. die Steuer sei € 1,50 wenn man nur eine Nacht 
da sei. Er verstehe das nicht. Natürlich wenn der Wirt sage „Um Gottes Willen man müsse hier leider 
noch was aufschlagen“, das sei furchtbar weil da bekomme er eh nichts dafür, dann werde dies nicht 
funktionieren. Genauso werde auch bei uns gesprochen. Wenn man dies jedoch positiv darstellen 
würde, wäre dies ganz etwas anderes. Er sei dafür. 
 
GR. Mayrhofer H. merkt an, dass die Arbeit für den Wirt und für die Gemeinde die selbe sei. Ob man 
nun € 0,97 oder € 1,25. Die Arbeit sei die gleiche. 
 
GR. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass sie mit dieser Sache ein ganz anderes Problem habe. 
Sie habe den Akt intensiv gewälzt und dies sei ja eine zweckgebundene Erhöhung. Der grünen 
Fraktion hat sich die Zweckbindung leider nicht erschlossen, weil Herr Schirlbauer dies im 
Gemeindevorstand vorgestellt habe. Man habe leider darüber keine Information bekommen für was 
diese Erhöhung der Tourismusabgabe sei solle. Nachdem man nicht wisse wofür das sei – 
Enttäuschung sei leider keine politische Kategorie – müsse sie leider dagegen stimmen. Denn sie 
könne für nichts stimmen was sie nicht wisse. Man sei ein politisches Gremium und es gebe 
Informationspflicht. Information sei keine Holschuld. Das nächste Mal liegt dann nur mehr ein Zettel 
im Akt und man müsse allen Informationen nachlaufen. Es sei bitte im demokratischen und 
transparenten Sinne auch einzuhalten, dass alle Fraktionen welche im Gemeinderat vertreten seien 
Zugang zu den selben Information haben. 
 
GR. Steinwendner fragt nach wer diese Erhöhung beschließe. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es grundsätzlich so sei, dass die Anregung vom Finanzausschuss 
des Tourismusverbandes komme. Im Wesentlichen gebe es sehr wenige Regionen, welche einen 
ähnlich niedrigen Satz haben. Fast alle seien schon deutlich über € 1,00. Es gebe auch solche die 
schon über € 2,00 seien. Dies komme aus der Ferienregion. Vom Vorstand und jetzt auch von der 
Vollversammlung abgesegnet. Komischerweise sei es vom Tourismusgesetz vorgesehen, dass die 
Gemeinderäte der Erhöhung zustimmen müssen, sonst gehe es nicht. 
 
GV. Hemetsberger fügt hinzu, durch die Absenkung müsse man die Gebühren so drastisch erhöhen. 
Was noch dazu komme sei, es gehe ja um ganz andere Summen. Die I-Beiträge – von denen werde 
nie gesprochen – wenn die Gewerbetreibenden dies bezahlen. Man spreche nur von den lächerlichen 
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Übernächtigungsgebühren. Er müsse sagen, er sei vor kurzem in Walchsee / Tirol gewesen in einem 
4-Sterne S mit allem Komfort. Dort habe er € 1,50 bezahlt. Dies sei aber mit unserer Region hier 
absolut nicht vergleichbar. Tatsache sei, dass Herr Schirlbauer zu jeder Tourismusgemeinde gehe, 
werde dort vorstellig, erzähle immer das Selbe – wie auch letztes Mal -, man komme mit dem Geld 
nicht mehr aus, man müsse erhöhen. Der Vorstand sage dann ja was mache man und empfehle dann 
das ganze dem Gemeinderat. Und schon werde wieder erhöht. In Wirklichkeit sacke man 
klassenmäßig ab. Es heiße, wenn sich im Tourismusbereich etwas tue dann sehe er es ja ein. Bei 
dieser Bewegung sei ihm die Erhöhung von über ¼ der Nächtigungsgebühr zu viel. Er rede nicht für 
die Wirte – er sei in Pension – aber diese müssen es kassieren und abführen. Ob man bei 100 
Übernächtigungen € 99,00 abführen müsse, oder € 125,00. Es gebe ja kaufmännische Leute die 
sagen, dies sei nur ein Durchläufer. Für ihn sei es kein Durchläufer sondern eine Erhöhung. Jener der 
die Leistung erbringe müsse dies aufschlagen und weitergeben. 
 
GR. Kaniak merkt an, dass einige Redner sehr skeptisch seien und den ganzen Fremdenverkehr und 
Tourismus von einem Blickwinkel sehen und sich wundern dass es nicht besser werde und 
dynamischer sei. Herr Schirlbauer sei der einzig Schuldige der ganzen Partie. An diesem 
Sündenbock lade man sich ab. Herr Schirlbauer sei jetzt in Wien bei einem Analyseseminar gewesen 
bei dem festgestellt worden sei, dass der Attersee welcher früher allein in Seewalchen und Schörfling 
gemeldete 200.000 Nächtigungen gehabt habe. Die Hälfte sei ja früher nicht gemeldet gewesen – 
also seien es ja 400.000 Nächtigungen gewesen. Der ganze Attersee habe jetzt 400.000 
Nächtigungen, alles zusammen. Die Aufgaben der 4 – 6 Fremdenverkehrsbüros die das meiste an 
Geld kosten, weil das Personal koste am meisten. Man könne nicht einer Firma sagen sie dürfe keine 
Werbung mehr machen – wo er eh schon so schwach sei – und wenn er keine Werbung mache, dann 
sei er eh gleich tot. So sei die Sache. Man könne intern schon Restrukturierungsmaßnahmen oder 
Sparmaßnahmen treffen. Da dürfe man aber keine 6 Büros haben. Wenn man aber keine 4 -6 Büros 
habe, dann schreie Unterach, Attersee und Weyregg. Keiner sage, wenn man das haben wolle, dann 
müsse die Gemeinde € 50.000,00 beitragen. Sonst habe man halt kein Büro. Dies traue sich aber 
keiner zu sagen. Nun versuche man krampfhaft über so eine Schiene das zu machen die ja ineffizient 
sei. Man rede hier von Kleinstbeträgen. Wer könne jetzt sagen wie viele Nächtigungen Seewalchen 
habe.  
 
Der Bürgermeister antwortet 24.000. 
 
GR. Kaniak fügt hinzu dass die 24.000 Nächtigung aus 3 verschiedenen Betrieben bestehen. Wenn 
einer ausfallen sollte, dann habe man gleich um 1/3 weniger. Er wolle nur sagen auf welch wackligen 
Beinen das stehe und man rede über 24.000. Wenn er sich das ausrechne – da rede man von 
3.000,00 wenn er sich das ausrechne. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 21 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 6 
Weichselbaumer, Berger 
Mayrhofer, Kritzinger, Geissler, 
Schuster 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 
      

Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 4 Liehmann, Hoyer, Leeb-Dorfer, 
Hemetsberger  

   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildst-Buschberger 
 

Stimmenthaltungen 5 Stimmen SPÖ-Fraktion: 4 Kasper, Stockinger, Steinwendner, 
Distler 

   FPÖ-Fraktion: 1 Kaniak 
 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 9.7.2015                                                                                       Seite 18 von 35 
 
 
13. Neubau Volksschule 
  Vergabeverfahren und Ausschreibung 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Neuerrichtung der Volksschule Seewalchen soll ein Vergabeverfahren zur Vergabe eines 
Generalübernehmerauftrages gemäß den Bestimmungen des BVergG 2006, und zwar in Form eines 
Verhandlungsverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung durchgeführt werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

für die Neuerrichtung der Volksschule Seewalchen ein Vergabeverfahren zur Vergabe eines 
Generalübernehmerauftrages gemäß den Bestimmungen des BVergG 2006, und zwar in 
Form eines Verhandlungsverfahrens mit vorheriger Bekanntmachung gemäß vorliegenden 
Ausschreibungsunterlagen durchzuführen   

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
14. Kanal BA 17 
  Abschließen einer Vereinbarung mit dem Land OÖ betreffend Kanalübernahme  
 
Bgm. Reiter: 
Im Zuge der Planungen für den Kanalbau, BA 17, im Jahr 2013, wurde besprochen, dass die 
Marktgemeinde Seewalchen den vom Land Oberösterreich auf dem Grundstück 2042/1 errichteten 
Schmutzwasserkanal übernimmt. Dazu wurde eine Vereinbarung erstellt, die leider nie unterzeichnet 
wurde. Da wir diesen Bauabschnitt nunmehr kollaudieren müssen, ist die gegenst. Vereinbarung dem 
Kollaudierungsunterlagen beizulegen.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die vorliegende Vereinbarung bewtrewffend Übernahme des Kanalstranges vom Land OÖ 
abzuschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Prüfungsausschuss 
  Bericht des Prüfungsausschusses 
 
Prüf.A.-Obm. Wolfgang Vogel: 
Auf der Tagesordnung dieser Prüfungsausschusssitzung stand die Überprüfung der neuen 
Schiffsanlegestelle auf der Seepromenade. Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt befindlichen 
Prüfbericht zu entnehmen. 
 
Prüfungsausschuss-Obmann Vogel W. stellt den Antrag, 
 den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen 
 
 
GR. Huber F. merkt an, dass nachdem das Projekt nun realisiert sei – mit sehr viel Mühen und 
Ausdauer und Beharrlichkeit – glaube er, dass doch sehr viele Steine aus dem Weg zu räumen 
waren. Man dürfe jetzt auch einmal DANKE an die Hauptakteure sagen dass die Flinte nicht in Korn 
geworfen worden sei und dieses Projekt durchgezogen wurde. Es freue ihn, dass diese nun da sei. Er 
erlaube sich den Vergleich dass man als größte Atterseegemeinde eine Schiffsanlegestelle brauche, 
denn was wäre Schladming ohne Talstation. In Österreich lebe man ja mit dem Privileg des 
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Rechtsstaates. Man habe schon öfter das Gefühl – auch bei diesem Projekt – dass man komplett 
ausgenützt werde bis in das letzte Detail und er möchte schon wissen wie viele Steuergelder hier 
aufgewendet worden seien um die ganzen Rechtsverfahren, Bescheide, usw. abwickeln zu können. 
Von der Finanzierung sei es für Seewalchen ein ganz gutes Invest durch die CO-Finanzierung von 
Leader, Stern & Hafferl sodass die Kosten im Erträglichen gewesen seien. Man sehe, dass bei guter 
Planung auch eine Budgeteinhaltung möglich sei. Man kenne ja andere Projekte in der letzten Zeit – 
wie bei der Grünschnittanlage – wo man das 3fache überschreite, wenn keine dementsprechende 
Planung und Organisation dahinter sei. Ihn freue es, diese Schiffsanlegestelle zu haben und er sage 
nochmals DANKE. 
 
GR. Kaniak fügt hinzu, dass er die Freude mit GR Huber F. teilen könne. Der Prüfungsausschuss 
habe ja nicht nur die Aufgabe zu prüfen ob die Zahlen genau seien, sondern er habe auch über die 
wirtschaftlichen Aspekte, über die Nachfolgekosten zu sprechen. Er wolle nicht ins Detail gehen, aber 
er habe festgestellt, dass das Klimt-Schiff für welches die Anlegestelle gebaut worden sei 1x am Tag 
in der Saison fahre. Dies sei die Auslastung. Dies wolle er nur dazu sagen, damit man die 
Wirtschaftlichkeit und Nutzung der Steganlage sehe. Er habe 1x gesehen, dass die Firma Liehmann 
mehrere Boote dagehabt habe und sonst sei es nur vereinzelt einmal genutzt worden. Er sehe direkt 
darauf und es sei Stille – absolute Stille. Hoffentlich gehe es nicht so weiter, dass sich die Stille in den 
Gemeinderat fortsetze. Er hoffe es kommen keine Zahlungen auf die Gemeinde zu, welche aus den 
Verträgen mit Stern & Hafferl resultieren. Vielleicht werde man sich ja in einem halben Jahr oder Jahr 
darüber unterhalten müssen, aber die Zukunft wird es zeigen.  
 
GR. Liehmann fügt hinzu, dass er GR Kaniak ein Foto zeigen könne, wo 6 Segelboote und 2 
Motorboote dagelegen seien.  
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 
Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 2 Leeb-Dorfer, Kaniak 
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 3 Hoyer, Liehmann, Hemetsberger 
 
 
 
 
16. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung Nr. 41 

Beschlussfassung  betreffend die Änderung im Bereich des  Grundstückes  Nr. 1283/3, KG. 
Litzlberg  (Grundsatzbeschluss vom 25.09.2014) 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 11.12.2014 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen  im besonderen Maß bedingt durch 
die Lage des Planungsgebietes im unmittelbaren Anschluss an die Waldflächen berührt werden. 
In der Stellungnahme der BH. Vöcklabruck vom 01.12.2014 wird aus forstfachlicher Sicht die 
Einhaltung eines zumindest 15 m breiter Schutzstreifen gegenüber den im Westen situierten Wald 
gefordert. 
Herr Wilhelm Pitzka teilte mit Schreiben vom 24.11.2014 mit, dass kein Einwand gegen die geplante 
Änderungen erhoben werden. 
Auf Grund der forstfachlichen Stellungnahme wurde der Änderungsplan mit Datum vom 02.03.2015 
korrigiert und den Betroffenen zur Stellungnahme übermittelt.  
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  
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auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 41 des  
Bebauungsplanes  Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 
Eferding vom 20.10.2014, korr. am 02.03.2015 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
17. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke Nr. 1470/2 
und 1470/3, beide KG. Seewalchen 

 
GR. Leeb-Dorfer nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr Michael Dorfer, wh. 4863 Hackerweg 6 hat mit Eingabe vom 30.04.2015 um Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend die Grundstücke Nr. 1470/2 
und 1470/3, beide KG. Seewalchen, angesucht.  
 
Der Wunsch  besteht darin 3 m in östlicher Richtung nach dem bestehenden Wohnhaus auf Grst. Nr. 
1470/2 eine neue Bauplatzgrenze bis auf Höhe Grundstücksgrenze zwischen Bauplatz 73 und 75 zu 
ziehen und diese zu vereinen. Die Restflächen der Bauplätze 73 und 65 sollen als eigenständige 
Bauplätze bestehen bleiben.  
 
Von Seiten der Ortsplanung wird festgestellt, dass die beantragte Teilung der Bauplätze inkl. Der 
neuen bebaubaren Flächen grundsätzlich möglich erscheint, da von Seiten der Marktgemeinde 
Seewalchen a.A. und der Ortsplanung eine dichtere Bebauung angestrebt wird.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 22.05.2015  einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
18. Bebauungsplan Nr. 26 „Steindorf Siedlung“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 1733/6, 
KG. Seewalchen 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr Michael Schwameder, wh. 4863 Egelseestr. 12 hat mit Eingabe vom 02.02.2015 um Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ betreffend das Grundstücke Nr. 
1733/6, KG. Seewalchen, angesucht.  
 
Die Änderung soll dahingehend durchgeführt werden, dass das geplante Neben-/Garagengebäude im 
südlichen Bereich des Grundstückes angeordnet werden kann.  
 
Von Seiten der Ortsplanung besteht gegen die Änderung im Bezug auf die Errichtung einer 
Doppelgarage mit Lagerraum kein Einwand, weil auf dem Nachbargrundstück Nr. 1735/6 über eine 
noch größere Länge ein Garagen- bzw. Nebengebäude besteht, also vom Nachbarn keine Einwände 
zu erwarten sind.  
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 26 „Steindorf Siedlung“ auf Grund der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 25.03.2015  einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
19. Bebauungsplan Nr. 45 „Sandberg“; Änderung  

Grundsatzbeschlussfassung   betreffend die Änderung im Bereich des Grundstückes Nr. 1948/4, 
KG. Seewalchen 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr/Frau Gerhard und Margarete Fürtbauer, wh. Laakirchen haben mit Eingabe vom 15.04.2015 um 
Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ betreffend das Grundstück Nr. 
1948/4, KG. Seewalchen, angesucht.  
 
Der Wunsch der Antragsteller besteht darin, den bestehenden Bauplatz zu teilen um ein zweites 
Wohngebäude auf dem Grundstück errichten zu können.  
 
Von Seiten der Ortsplanung kann jedoch die gewünschte Abänderung, auch bei positiver 
Stellungnahme von Seiten der Forstrechtsabteilung nicht befürwortet werden, da aufgrund der 
Darstellung der gewünschten bebaubaren Fläche eine zu dichte Verbauung für den Seeuferbereich 
entstehen würde.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 45 „Sandberg“ auf Grund der Stellungnahme des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 30.04.2015  nicht einzuleiten.  

 
Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass man bei Tagesordnungspunkt 17 begründet habe, dass in 
Seewalchen eine dichtere Verbauung vorgesehen sei und hier begründe man, dass eine nicht zu 
dichte Verbauung vorgesehen sei. Er habe allerdings vom Anschauen des Planes her nicht 
verstanden, warum bei dem einem zu dicht und bei dem anderen nicht zu dicht. 
 
Vizebgm. Schachl antwortet, dass es sich hier jetzt um den Seeuferbereich handle. Diese 
Bebauungen entlang des Seeufers seien ja villenartig. 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
20. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 88 
  Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1, Änderung Nr. 29 

Beschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 3373, KG. 
Seewalchen von Bauland „Dorfgebiet“ in Bauland „Gemischtes Baugebiet“  
(Grundsatzbeschlussfassung vom 12.02.2015) 

 
GR. Hemetsberger Rudolf nimmt seine Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
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BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 13.05.2015 mitgeteilt, dass die geplante Änderung der Baulandkategorie entlang 
des Kraimserbaches im nördlichen Randbereich des Ortsteiles Steindorf von derzeit Dorfgebiet in 
künftig gemischtes Baugebiet, betroffen sind Teile des Grundstückes Nr. 3373, KG. Seewalchen, 
ohne grundsätzlichen Einwand zur Kenntnis genommen wird.  
Ebenfalls liegen zustimmende Stellungnahmen der Abteilungen Grund- und Trinkwasserwirtschaft mit 
Datum vom 27.04.2015 sowie der Abteilung Naturschutz mit Datum vom 22.04.2015 vor.  
Seitens der Wirtschaftskammer Oberösterreich  wird in der Stellungnahme vom 15.04.2015 mitgeteilt, 
dass die Änderung im Interesse der Wirtschaft befürwortet wird.  Weitere Stellungnahmen sind  nicht 
eingelangt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 88 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 samt Änderung Nr. 29 des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes Nr. 01/2004  entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 12.03.2015 zu beschließen.  

 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
21. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 82 

Beschlussfassung betreffend die Änderung der Legende zum Flächenwidmungsplan im Bezug 
auf die Seeuferbebauung in der Widmung Grünland „Gz1“  (Grundsatzbeschlussfassung vom 
26.06.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Bei einem persönlichen Gespräch am 13.11.2014 am Marktgemeindeamt Seewalchen am Attersee 
mit Herrn Hofrat DI. Raimund Maier (Abt. Raumordnung) und Herrn DI. Alfred Matzinger 
(Naturschutz) wurde mitgeteilt, dass eine positive Genehmigung in der vorgelegten Version vom 
07.08.2014 nicht erteilt werden kann. Laut Hofrat Maier soll für alle Atterseegemeinden eine gleich 
lautende Definition dieser Grünzugwidmung durchgeführt werden. 
Sollte eine überarbeitete Version wie besprochen vorgelegt werden, ist mit einer positiven Erledigung 
zu rechnen. Des weiteren wurde eine Stellungnahme des Ortsplaners mit Datum vom 14.11.2014 
zum Vorschlag des Amtes der OÖ. Landesregierung eingeholt (liegt dem Akt bei). 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wurde von der Wirtschaftskammer OÖ mit Datum vom 
11.11.2014 mitgeteilt, dass gegen die geplante Änderung kein Einwand erhoben wird. 
Die Flächenwidmungsplanänderung wurde entsprechend den Vorgaben der zuständigen 
Sachverständigen beim Amt der Oö. Landesregierung abgeändert und den Betroffenen zur 
Stellungnahme vorgelegt.  
Von der Eigentümergemeinschaft Fekter/Mayr (30.03.2015), Edeltraud Baumgartinger u. Andrea 
Trautendorfer vertreten durch Rechtsanwälte Köllensperger/Stockinger (01.04.2015), Dominik 
Aichinger (12.03.2015)  sowie von der Schmidberger Privatstiftung und Frau Friederike Witt vertreten 
durch Rechtsanwältin Dr. Rose-Marie Rath (07.04.2015) wurden Stellungnahmen vorgebracht. 
Weitere Stellungnahmen sind  nicht eingelangt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Bauausschusse die Änderung Nr. 82 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 07.08.2014, korr. am 14.11.2014 zu beschließen. Die 
eingelangten Stellungnahmen werden zur Kenntnis genommen. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
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Für den Antrag: 28 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 7 ohne Weichselbaumer, Kasper, 
Distler 

   FPÖ-Fraktion: 5  
   GRÜNE-Fraktion: 2  
 
Stimmenthaltungen 3 Stimmen SPÖ-Fraktion: 3 Weichselbaumer, Kasper, Distler 
 
 
 
 
22. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung 

Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 
3198/1, KG. Seewalchen  von Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ (Bereich Neubrunn) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Herr DI. Paul Kroschewski, wh. Nußdorf, Badergasse 13 hat mit Eingabe vom 27.03.2015 die 
Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 3198/1, KG. Seewalchen von derzeit 
Grünland in Bauland „Dorfgebiet“ beantragt. 
 
Das beantragte Teilgrundstück befindet sich im östlichen Bereich der Ortschaft Neubrunn und soll für 
die Zufahrtsstraße der Bauparzellen Grst. Nr. 3197/4, 3197/5 und 3197/6, alle KG. Seewalchen 
genutzt bzw. umgewidmet werden.  
 
Eine Änderung des ÖEK wäre erforderlich, aus ortsplanerischer Sicht kann jedoch von einer 
Änderung des ÖEK`s aufgrund des geringfügigen Ausmaßes mit einer Breite von 5 m abgesehen 
werden.   
 
Von Seiten der Ortsplanung besteht kein Einwand gegen die beantragte Änderung von Grünland auf 
Bauland „Dorfgebiet“, da es hierbei um eine Geringfügigkeit handelt um die bestehenden 
Bauparzellen durch ein eingetragenes Geh-, Fahrt- und Leitungsrecht aufschließen zu können.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses sowie der Stellungnahme 
des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 21.04.2015, das Verfahren auf Änderung 
des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, einzuleiten.  

 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass von der Mehrheit der grünen Fraktion es keine 
Notwendigkeit gebe, dort diesen 5 Meter Streifen umzuwidmen, weil eine bestehende Zufahrt zu 
unbebauten Grundstücken vorhanden sei. Sie glaube damit würde man Tür und Tor öffnen. Damit 
werde erspart, dass auf den Grundstücken ein Weg errichtet werde. Dies seien weitere 5 Meter, 
welche eine Kleinigkeit oder Geringfügigkeit sein mögen, wie es der Ortsplaner ausdrücke, aber man 
solle dort einfach die bestehenden Geh- und Fahrtrechte noch einmal beleuchten und deshalb gebe 
es hier keine Zustimmung. 
 
Vizebgm. Schachl fügt hinzu, dass hier keine Zufahrt bestehe. Es gebe hier auch ein Schreiben des 
Rechtsanwaltes der Gegenseite in dem mitgeteilt werde, dass in dieser Angelegenheit nach 
Rücksprache mit seinem Mandanten ein Dienstbarkeitsvertrag nicht unterfertigt werde.  
 
GR. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass diese Grundstücke wahrscheinlich noch in der 
Vorperiode umgewidmet worden seien. Dann habe es Verkäufe gegeben. Es tue ihr wirklich leid, aber 
wenn man auf das jetzt jedes Mal Rücksicht nehme, dann werde man rund um jedes Grundstück 
irgendwelche Grundstücke umwidmen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
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Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  
   SPÖ-Fraktion: 10  
   FPÖ-Fraktion: 5  
      
Gegen den Antrag 2 Stimmen GRÜNE-Fraktion: 2  
 
 
 
 
23. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 71 
  Örtliches Entwicklungskonzept Nr. 1, Änderung Nr. 22 

Stellungnahme der Gemeinde zur Mitteilung von Versagungsgründen durch das Amt der Oö. 
Landesregierung vom 19.05.2015 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Die Marktgemeinde Seewalchen a. A. hat mit Schreiben vom 26.2.2015 den vom Gemeinderat am 
12.02.2015 beschlossenen Änderungsplan Nr. 71 samt ÖEK-Änderung Nr. 22 der oö. 
Landesregierung zur Genehmigung vorgelegt. 
 
Im gegenständlichen Fall hat die Prüfung folgendes ergeben: 
Entsprechend den Forderungen im Rahmen der Vorprüfung liegt ein geotechnisches Gutachten vor, 
wonach zur Hintanhaltung einer Gefährdung von abgleitenden Massen auf das betroffene Grundstück 
die Errichtung eines Erdwalles mit einer Höhe von zumindest 1,5 m entlang der westlichen 
Grundgrenze angeraten wird. Aus diesem Grund ist daher die Baulandeignung zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt sehr fragwürdig, da weder eine entsprechende Festlegung im Flächenwidmungsplan erfolgt 
ist noch die Realisierung dieser Schutzmaßnahmen aktuell gegeben ist. Ergänzend muss auch noch 
festgehalten werden, dass im vorliegenden Gutachten auf allfällige Auswirkungen betreffend die 
Unterlieger durch die abgeleiteten Erdmassen nicht dezitiert eingegangen wurde. Derzeit widerspricht 
die beantragte Umwidmung jedenfalls dem § 21 Abs. 1 (Baulandeignung) OÖ. ROG 1994.  
 
Mit Schreiben des Amtes der OÖ. Landesregierung vom 19.05.2015 wird mitgeteilt, das aufgrund der 
angeführten Gründen daher vorläufig beabsichtigt ist, diesem Plan die Genehmigung gemäß § 34 
Abs. 2 Z. 1 und 4 sowie § 36 Abs. 6 Oö. ROG zu versagen und der Gemeinde gemäß § 34 Abs. 3 
Gelegenheit gegeben wird, binnen 16 Wochen nach Erhalt dieses Scheibens dazu eine 
Stellungnahme (zweifach) abzugeben. 
 
Vom Ortsplaner wurde eine Stellungnahme zu den Versagungsgründen eingeholt, dabei wird wie in 
der Mitteilung von Versagungsgründen angeführt auf eine Ergänzung des geologischen Gutachtens 
betreffend die Auswirkungen auf die Unterlieger/Umfeld hingewiesen. Im der 
Flächenwidmungsplanänderung wird die Neuwidmungsfläche Wohngebiet mit einer Schutzzone im 
Bauland überlagert, in der auf das geologische Gutachten verwiesen wird und die geforderten 
Auflagen einzuhalten sind. 
 
Dem Umwidmungswerber wurde die Mitteilung von Versagungsgründen umgehend mit dem 
Ersuchen um Vorlage der  geforderten Ergänzungen im geologischen Gutachten ausgehändigt. 
 
Mit Posteingang vom 22.06.2015 wurde von Herrn Richard Haslinger (Umwidmungswerber)  ein 
neuer bau- und hydrogeologischer Bericht der Fa. geo-traunkirchen mit Datum vom 27.5.2015, GZ.: 
1510001 vorgelegt, in welchem für dem Fall einer widmungsgemäßen baulichen Nutzung dieser 
Fläche nicht mit negativen Auswirkungen zu rechnen ist. 
 

1. Die innere Sicherheit des Baugrundstückes ist gegeben, was auch bereits fachlich eindeutig 
im Erstgutachten des Büros MOSER/JARITZ gutachtlich festgestellt worden ist. 

2. Zur Frage der äußeren Sicherheit im Zusammenhang mit dem von MOSER/JARITZ 
vorgeschlagenen Damm wird vom unterzeichneten Geologen gutachtlich festgehalten: Eine 
solche äußere Gefährdung existiert nicht. 
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Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses nachstehende 
Stellungnahme seitens der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee abzugeben: 
 
Der bau- und hydrogeologische Bericht der Fa. geo-Traunkirchen mit Datum vom 27.5.2015, 
GZ.: 1510001 sowie die Stellungnahme des Ortsplaners Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 
Eferding vom 26.05.2015 wird der Aufsichtsbehörde übermittelt. 
 
Von Seiten des Büros  Moser/Jaritz ZT-GmbH wurde mitgeteilt, dass die empfohlene 
Schutzmaßnahme (Retentionsdamm) die grundsätzliche Baulandeignung nicht in Frage 
stellt. Die Umsetzung der Maßnahme im Zuge des Bauverfahrens wird jedoch empfohlen. 
Durch die Errichtung des Schutzdammes wären keine Fremderechte in Anspruch 
genommen da aus der oberhalb gelegene Böschung eventuell abgleitende Massen nicht in 
Form einer Mure mit großer Ausbreitung , sondern lediglich als weiches, wassergesättigtes 
Material , welches in Retentionsraum des Schutzdammes zu liegen kommt, zur erwarten ist. 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
24. Infrastrukturkostenvereinbarung 

Abschluss einer Vereinbarung mit den Grundeigentümern betreffend die Umwidmung eines 
Teilbereiche des Grundstückes Nr. 1365/1, KG. Seewalchen 
 

BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
In der Gemeinderatssitzung am 16.04.2015 wurde der einstimmige Beschluss gefasst, bei künftigen 
Flächenwidmungsplanänderungen (Umwidmungen), bei welchen die technische Infrastruktur 
(Ableitung von Schmutz- und Regenwässern, Errichtung von Verkehrsflächen wie Straßen, öffentl. 
Parkplätze, Umkehrflächen, Gehsteige sowie die Errichtung von Straßenbeleuchtungen)  nicht oder 
nur teilweise  vorhanden sind, mit den jeweiligen Umwidmungswerbern 
Infrastrukturkostenvereinbarungen (laut Mustervertrag des Gemeindebundes) auf Grundlage des 
Amtsvortrages des Amtsleiters, abzuschließen. 
 
Somit wäre als Voraussetzung für die beantragte Flächenwidmungsplanänderung Nr. 84, ÖEK – 
Änderung Nr. 28 mit Herrn Günther Fürthauer, Vornholz 6, 4841 Ungenach, Frau Annemarie 
Lohninger, Rubensdorf 5, 4880 St. Georgen i.A. und Frau Aloisia Draschwandtner, Freinbergstr. 7, 
5310 Mondsee als Nutzungsinteressenten (Grundeigentümer)  an dem Grundstück Nr. 1365/1, KG. 
Seewalchen, eine Infrastrukturkosten-Vereinbarung gemäß § 16 Abs. 1 Z. 1 Oö. 
Raumordnungsgesetz 1994 idgF. abzuschließen.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

als Voraussetzung für die beantragte Flächenwidmungsplanänderung Nr. 84, ÖEK – 
Änderung Nr. 28 mit Herrn Günther Fürthauer, Vornholz 6, 4841 Ungenach, Frau Annemarie 
Lohninger, Rubensdorf 5, 4880 St. Georgen i.A. und Frau Aloisia Draschwandtner, 
Freinbergstr. 7, 5310 Mondsee als Nutzungsinteressenten (Grundeigentümer)  an dem 
Grundstück Nr. 1365/1, KG. Seewalchen, die vorliegende Infrastrukturkosten-Vereinbarung 
vom 9.7.2015, gemäß § 16 Abs. 1 Z. 1 Oö. Raumordnungsgesetz 1994 idgF. abzuschließen 

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
25. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004, Änderung Nr. 84  
  ÖEK Nr. 01/2004 – Änderung Nr. 28  
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Beschlussfassung  betreffend die Umwidmung eines Teilbereiches des Grundstückes Nr. 1365/1, 
KG. Seewalchen (Grundsatzbeschlussfassung vom 25.09.2014) 

 
BA-Obm. Vbgm. Johann Schachl: 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 11.12.2014 
mitgeteilt, dass aus raumordnungsfachlicher Sicht die vorliegende Planung zur Kenntnis genommen 
wird, wenn die Änderungspläne entsprechend der naturschutzfachlichen Stellungnahme adaptiert 
werden bzw. eine entsprechende Berücksichtigung im Laufe des weiteren Verfahrens erfolgt. 
 
Frau Adelheid Oberndorfer hat in ihrer Stellungnahme vom 30.10.2015 mitgeteilt, dass sie gegen die 
geplante Umwidmung des Grundstückes Nr. 1365/1, KG. Seewalchen von Grünland in Bauland 
keinen Einwand erhebt. Allerdings spreche sie sich vehement gegen die Umwidmung ihres 
Grundstückes Nr. 1342/2, KG. Seewalchen von derzeit Grünland in Bauland Dorfgebiet mit 
Einschränkung „Die Errichtung von Haupt- und Nebengebäuden“ ist unzulässig aus. 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Auf Grund der Stellungnahme des Amtes der Oö. Landesregierung (Abt. Naturschutz) sowie der 
Eingabe der Frau Adelheid Oberndorfer wurde der Änderungsplan mit Datum vom 17.12.2014 
korrigiert und den Betroffenen zur Stellungnahme übermittelt.  
 
Bauausschuss-Obmann Vizebgm.Schachl stellt den Antrag,  

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bauausschusses die Änderung Nr. 84 des 
Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 samt Änderung Nr. 28 des örtlichen 
Entwicklungskonzeptes Nr. 01/2004  entsprechend den Planunterlagen des Ortsplaners Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 13.10.2014, korr. am 17.12.2014 zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den von Obmann Vizebgm.Schachl  gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
26. Baurecht  

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 22.04.2015 (Baubewilligung Änderung 
der Terrasse, des Kellers sowie der Außenstiege) 

 
Bürgermeister Mag. Reiter nimmt seine Befangenheit wahr, übergibt den Vorsitz an Vizebgm. 
Schachl und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
GR. Vogel Wolfgang und GV Vogel Oskar nehmen ihre Befangenheit wahr und nehmen nicht an der 
Abstimmung teil.  
 
Vbgm. Johann Schachl: 
Die Firma Sailer GmbH u. Co KG aus Seewalchen am Attersee, Maria-Theresia-Straße 30 hat mit 
Schreiben vom 19.12.2014 (Eingang bei der Behörde am 11.02.2015) um die Erteilung  einer 
Baubewilligung für das Vorhaben „Änderung der Terrasse, des Kellers sowie der Außenstiege“ auf 
dem Grundstück Nr. 2035/12, KG. Seewalchen, angesucht.   
 
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 22.04.2015, Zl. 131-9-2/2015-Ar/Li wurde für das beantragte 
Bauvorhaben die Bewilligung erteilt. 
 
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den 1. Antrag, 
auf das Vorlesen folgender Unterlagen zu verzichten: 
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1. Bekämpfter Bescheid vom 22.04.2015 
2. Gegenständliche Berufung vom 07.05.2015 (Eingang bei der Behörde am 12.05.2015) 

samt Ergänzung vom 01.06.2015 (Eingelangt bei der Behörde am 05.06.2015) 
 

Abstimmungsergebnis durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
Der Schriftführer liest das vorliegende Bescheidmuster vollinhaltlich vor.  
 
Der Vorsitzende stellt den 2. Antrag, 

die Berufung der Fam.  Mag. Hannes und Ingeborg Rohringer, wh. 4863 Seewalchen a.A., 
Hauptstraße 38, sowie Fam. Dr. Oskar und Elisabeth Vogel, wh. 4863 Seewalchen a.A., 
Hauptstr. 41  vertreten durch Rechtsanwälte Reichl/Fischer/Tandler & Kollegen, 5020 
Salzburg, Alpenstraße 102  vom 07.05.2015 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 
22.04.2015, Zl. 131-9-2/2015 Ar/Li (Baubewilligung für   Änderung der Terrasse, des Kellers 
sowie der Außenstiege“ auf dem Grundstück Nr. 2035/12, KG. Seewalchen) bis auf die 
ersatzlose Streichung des  Auflagepunktes Nr. 3 „Der Kellerraum ist mit einer 
Lüftungsöffnung ins Freie auszustatten“ abzuweisen und beiliegenden Berufungsbescheid 
zu erlassen. 

 
 
Vizebgm. Weichselbaumer merkt an, dass es für ihn soweit klar sei. Die Berufung gegen den 
Bescheid des Bürgermeisters ja oder nein mit Abänderung des ursprünglichen Bescheides mit dem 
Herausnehmen des Punkt 3. Könne ihm das bitte jemand erklären wie dies gemeint sei bzw. wie man 
da vorgehe. Könne wirklich der Punkt 3 aus dem Bescheid herausgenommen werden bzw. wie 
komme man auf das? 
 
AL. Schmidt antwortet, dass man bei der Prüfung draufgekommen sei, dass man diesen Punkt 
abändern müsse. Der Gemeinderat habe die Möglichkeit den Erstinstanzbescheid abzuändern, 
aufzuheben oder zur neuerlichen Entscheidung an die Erstinstanz zurückzuweisen. Man könne 
beides in einem Bescheid machen.  
AL. Schmidt betont, dass es von einem Sachverständigen geprüft worden sei. Dieser habe ein 
Gutachten abgegeben. 
 
GV. Berger fügt hinzu, dass er dieser Ablehnung der Berufung nicht zustimmen werde. Er werde auch 
versuchen dies zu erklären. Bei dem Teil mit der Stiege usw. sei er voll einverstanden, dies sei für ihn 
auch kein Thema. Ein wesentliches Thema scheint ihm der § 41 zu sein, wo es um die 
Abstandsbestimmungen gehe und wo es auch darum gehe, dass man von umliegenden Gelände 
spreche. Wenn man argumentiere, dass das umliegende Gelände durch die Schüttung zwischen 0,3 
und 0,7 m entstehe, dass man einen Arbeitsraum zwischen der Kelleraußenwand und einem Sockel 
einer Lärmschutzwand hernehme und dies dazu angetan sei, dass man von umliegenden Gelände 
spreche, dann glaube er dass der § 41 diese Ausnahmebestimmungen vom Bautechnikgesetz 
einfach falsch ausgelegt werde. Dies sei der Grund warum er dieser Ablehnung nicht zustimmen 
werde. Er würde sich freuen, wenn sich mehrere Kollegen dieses Gremiums anschließen würden 
denn er glaube, dass das so nicht richtig sei in der Begründung. 
 
GR. Hoyer merkt an, dass man diesem Bescheid zustimmen werde wie von AL. Schmidt vorgetragen. 
Er wolle aber zu der ganzen Historie dieser Angelegenheit Stellung nehmen. Man müsse sich 
vorstellen es werde von einem Unternehmen ein anerkannter Baumeister mit der Planung eines 
Gastronomiebetriebes beauftragt der diese auch durchführe. Der planende Ingenieur bzw. der 
Baumeister – der letztlich auch Ausführender dieses ganzen Bauvorhabens sei – baue etwas anderes 
als eigentlich bewilligt worden sei. Dies sei klar, dass die Behörde dann – aufgrund von Einsprüchen - 
einen Einstellungsbescheid erlassen müsse. Dies habe für den Bauwerber immense Folgen, weil 
dadurch ja letzlich für ihn unheimliche Verzögerungen und Finanzierungskosten entstehen. Der 
Gedanke dieses Projekt noch wesentlich vor der letzten Sommersaison fertig zu stellen sei ja nicht 
gelind. In der Folge sei der planende Baumeister darauf aufmerksam gemacht worden, dass die 
beantragten geringfügigen Änderungen von seiner Seite aus, so von der Behörde nicht behoben 
werden können. Er sei aufgefordert worden einen neuen Plan zu machen und neu einzureichen was 
letzlich auch gemacht worden sei. Der zuständige Sachverständige, welcher die ganzen Unterlagen 
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geprüft habe und ein Gutachten für die Gemeinde erstellt habe, erkläre eindeutig, dass dieses 
geplante abgeänderte Projekt nunmehr den Richtlinien, den gesetzlichen Bestimmungen entspreche. 
Tatsache sei, dass die Anrainer – unter anderem auch GV. Dr. Oskar Vogel, welcher auch in 
führender Position in einer Partei tätig sei – wieder einen Einspruch mache, sodass es wieder zu 
Verzögerungen komme weil die Firma Sailer - welche auf der anderen Seite renomierte Restaurants 
in Stadtgemeinden wieder revitalisiere – dieses Projekt nicht fertig bauen könne. Dieser Einspruch 
von Leuten einer Partei (welche sich auch Wirtschaftspartei nenne) gemacht worden. Es sei sehr 
traurig, dass es nun wieder zu einem Stillstand gekommen sei und somit eine Eröffnung dieses 
Lokals vor der heurigen Sommersaison nicht mehr möglich sei. Er freue sich aber sehr, dass 
nunmehr doch ein Beschluss im Gemeinderat gefasst werde – mehrheitlich – auch wenn GV. Berger 
anderer Auffassung sei, der es der Firma Sailer ermögliche dieses Objekt welches für die Gemeinde 
Seewalchen ein wesentlicher Punkt für den Fremdenverkehr, für die Bewirtschaftung sei, vollendet 
werden könne. Man denke an den Seehof in Attersee wie dieser eingeschlagen habe und was sich 
dort nun an Fremdenverkehr alles tue. Das gleiche hoffe er auch für den Betrieb Sailer. 
 
Vizebgm. Schachl wundert, dass GR. Hoyer einem Gemeinderatsmitglied, einem Parteimitglied das 
demokratische Rechts abspreche weil man gegen etwas Einspruch erhebe. GR. Hoyer habe dies mit 
dessen Partei jahrelang in Anspruch genommen bei der Errichtung des Steges. Was für den einen 
gelte, gelte auch für den anderen. Hierbei dürfe man nicht mit zweierlei Maß messen.  
 
GR. Hauschildt-Buschberger schließt sich der Meinung von Vzbgm. Schachl an. Jeder habe ein 
demokratisches Recht Einspruch zu machen solange ein Rechtsmittel offen sei. Zuweisung zu 
Wirtschaftspartei oder Ökopartei brauche es hier nicht. Man habe die ganze Periode eigentlich ganz 
gut zusammen gearbeitet und sie glaube so solle man hier auch wieder hinausgehen. Und wenn es 
ein Rechtsmittel gebe, dann könne man es ergreifen. Und sollte es verschiedene 
Rechtsauffassungen zum Inhalt geben, so sei es legitim das hier zu äußern. Jeder könne sich dann 
hier seine eigene Meinung bilden. Sie sei keine Bausachverständige und Expertin und sie habe wohl 
gehört was Herr GV. Berger gesagt habe. Sie möchte sich wegen mangelnder Fachkenntnis heute 
ihrer Stimme enthalten. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer fügt hinzu, dass er GV. Berger verstehen könne dass er sich als 
Baumeister – wenn es rechtlich nicht ganz klar sei wie es zu händeln sei - in diesem Punkt enthalten 
werde. Für ihn sei es wesentlich dass man so rasch wie möglich neue Gastronomie bekomme. Er 
glaube auch, dass es für die Nachbarn eine gute Sache sei, wenn die Baustelle endlich vorbei sei. 
Um so früher die Sache erledigt sei umso besser sei es für alle Betroffenen. Er hoffe, dass hier bald 
alles abgeschlossen werde und Frieden herrsche. 
 
GR. Geist-Krojer merkt an, dass es nicht richtg sei jemanden das Recht abzusprechen, sich gegen 
ihn nachteilige Dinge, zu wehren sei es auch welcher Art auch immer. Außerdem fehle ihr eigentlich 
das Mitleid mit dem armen Bauwerber welcher von der schlimmen Baufirma gezwungen worden sei 
leider eine Erweiterung seiner Terrasse vornehmen zu müssen. Dies sei ja von Anfang an nicht 
beabsichtigt worden. Jetzt stehe er in der ganzen Misere und sei an nichts Schuld, weil es ja gar nicht 
sein Wille war dies zu vergrößern. Hierbei frage sie sich schon, ob dies den Tatsachen entspreche. 
Es sei ganz legitim für sie sich zu wehren wenn man ein Eigentum besitze an dem man schon 
geboren wurde, wo man sein Leben verbracht habe, dass man sich dann dagegen wehre wenn  
massive Einschränkungen durch die Nachbarschaft – eine Gastronomie – kommen. Dies müsse man 
schon verstehen. Irgendwie sei dies eine Veräppelung der Nachbarn und auch der Gemeinde wenn 
man eine Baubewilligung bekomme und man baue dann bewusst etwas anderes und größeres und 
höheres. Und dann erwarte man sich, dass alle sagen - ja man wolle ja eh dass alles schnell fertig 
werde - und dass diese Bauruine schnell weg sei. Man mache das einfach geschwind und es werde 
dann schon bewilligt werden. Sie sei bei weitem nicht der Meinung dass dies unbedingt notwendig 
sei, diese hässliche Ruine im nachhinein zu bewilligen, bevor die rechtliche Lage nicht vollkommen 
geklärt sei. Sie werde sich der Meinung von GV. Berger anschließen und dagegen stimmen. 
 
GR. Kaniak fügt hinzu, dass man ein Glück habe, dass nicht junge Gastronomen und Leute die 
investieren wollen in Seewalchen, so eine Geschichte mitbekommen. Dies sei ja ein verheerendes 
Zeichen. Alleine wenn man sich vorstelle, was so ein junger Mensch welcher sich für die Gastronomie 
entscheide, in welchem Paragraphendschungel sich dieser durchkämpfen müsse. Man sei ja überall 
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abhängig. Und dabei solle man ein erfolgreiches touristisches Angebot machen? Das Resultat sehe 
man ja – kein touristisches Angebot. Jeder habe Recht, demokratische Grundrechte, Eigentum: 
vollkommen klar, dies sei komplett außer Zweifel aber dieser Paragraphendschungel und die 
Verwaltung die da eingeführt werde, bringe ja jeden normal Denkenden um. Dies sei das Problem 
welches wir in Österreich haben – nicht nur in Seewalchen. 
 
GR. Mayrhofer H. merkt an, dass wenn man alles bis zum letzten auslutsche, dann müsse man auch 
mit Gegenwind rechnen. So sehe er das. Er schließe sich ganz GV. Berger an, denn es könne nicht 
sein, dass man hier mit einer Aufschüttungsmaßnahme irgendetwas auf ein Urgelände 
hinmultipliziert.  
 
GV. Berger fragt nach, dass wenn er richtig informiert sei habe die Baueinstellung nur für den Bereich 
des Kellers bzw. der Terrasse gegolten und nicht für den anderen Bereich. Dadurch hätte es 
niemanden gehindert im anderen Bereich die Zeit zu nützen, und mit den entsprechenden 
Bautätigkeit so weiterzumachen, dass jetzt nur mehr dieser eine kleine Teil übrig geblieben wäre. So 
wäre der Bauwerber mittlerweile wesentlich weiter. Dieses Verfahren alleine sei nicht Schuld daran 
dass der Baufortschritt nicht besser sei. In einem gebe er GR. Hoyer sicherlich recht, dass Herr Sailer 
mit dem planenden Baumeister offensichtlich nicht die Wahl getroffen habe – aus welchem Grund 
auch immer – welche ihm die bessere Beratung zu Teil hätte kommen lassen können. 
 
GR. Huber F. sehe nicht ein, dass plötzlich alle Leute zu Sündenböcken gemacht werden. Es sei ja 
so, dass Herr Sailer nur so hätte bauen sollen wie es im Plan gestanden sei. Somit hätte sich jede 
andere Diskussion erübrigt. Er wolle auf jeden Fall nicht, dass GV. Dr. Vogel oder sonst irgendwer zu 
einem Sündenbock gemacht werde nur weil dieser sein demokratisches Recht in Anspruch nehme. 
 
GR. Hoyer bedankt sich für die Möglichkeit einer zweiten Wortmeldung. Er gebe AL. Schmidt 
vollkommen recht und als er das erste Mal in dieser Angelegenheit mit diesen Problemen konfroniert 
wurde, habe er auch gesagt, für das dass Herr Schönleitner den Plan mache und dann behaupte dies 
sei eine geringfügige Änderung die zum Durchbringen sei, da hätten ihm die Worte gefehlt. Es sei 
vollkommen richtig und es stimme auch mit den Wortmeldungen von GV. Berger überein, dass wenn 
Herr Sailer sofort den Plan eingereicht hätte dies schon erledigt und über die Runden gebracht wäre. 
Es wäre Ruhe in allem. Dadurch sei es aber jetzt zu einer Verzögerung gekommen. Er hätte 
weiterbauen können, dies sei schon richtig. Aber das Risiko wäre zu groß gewesen. Für Seewalchen 
sei es aber gut, wenn an dieser Stelle wieder ein Gastronomiebetrieb bestehe – man denke nur daran 
wie früher die Leute (sogar von der Autobahn abgefahren) zum Rohringer gekommen seien. Daher 
hoffe er, dass ein dementsprechender Bescheid ergehe, damit Herr Sailer wieder weiter bauen 
könne. 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten 2. Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 19 Stimmen ÖVP-Fraktion: 8 
Schachl, Haberl, Seiringer-Gaubinger, 
Roither, Kreuzer, Huber, Bauer, 
Moser 

   SPÖ-Fraktion: 6 
Weichselbaumer, Mayrhofer, 
Kritzinger, Steinwendner, Kasper, 
Stockinger 

   FPÖ-Fraktion: 5  
      
Gegen den Antrag 7 Stimmen ÖVP-Fraktion: 3 Loidl, Mayrhofer, Geist-Krojer 
   SPÖ-Fraktion: 4 Berger, Geissler, Schuster, Distler 
 
Stimmenthaltungen 2 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Reiter Peter 
   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
ABA Seewalchen, BA 10 – Haining 

Mehrkostenforderung Fa. Felbermayr Bau GmbH & Co KG, Vergleichsvorschlag  
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Bgm. Reiter: 
Im Zuge der Projektsabwicklung des BA 10 „Haining“ der ABVA Seewalchen kam es nach Aussage 
des beauftragten Bauunternehmens zu verschiedenen Störungen und Verzögerunqen, die erstmals 
im September 2011 seitens des Unternehmens unter dem Titel „Minderleistungen und 
Leistungsänderungen" schriftlich kundgetan wurden.  
 
Im November 2011 wurde schließlich durch das Bauunternehmen eine Mehrkostenforderung 
vorgelegt, die durch die örtliche Bauaufsicht und somit auch durch den Auftraggeber zurückgewiesen 
wurde. Im Zuge der Legung der Schlussrechnung wurde dann durch den Auftragnehmer unter 
anderem die aktualisierte Mehrkostenforederung verrechnet und im Dezember 2012 auch gemeinsam 
mit einem bauwirtschaftlichen Gutachten vorgelegt.  
Im Zuge der Schlussrechnungskorrektur wurde diese Position seitens des Auftraggebers gestrichen 
und auch eine Pönale einbehalten.  
 
In mehreren Gesprächen einer Arbeitsgruppe der Gemeinde, bestehend aus Fraktionsvertretern, 
Rechtsanwälten der Gemeinde und der ÖBA, konnte mit dem Auftragnehmer keine Eigung über 
einen Vergleich erzielt werden.  
Der Auftragnehmer hat diese Ablehnung der Mehrkostenforderung und die Kürzungen der 
Schlussrechnung bisher nicht akzeptiert und zuletzt mit Schreiben vom 11.03.2014 ein letztes 
Kompromissangebot in Hohe von € 350.000,- vorgelegt. Gleichzeitig wurde ein Entwurf der 
Klagsschrift übermittelt. 
 
In der Folge wurde ein Sachverständigengutachten eingeholt, in dem im Wesentlichen ausgeführt 
wird, dass die Mehrkosten nicht dargestellt werden können und aus bauwirtschaftlicher Sicht von den 
vorgelegten Forderungen nur ein minimaler Anteil als gerechtfertigt besteht.  
Aufgrund der Besprechung der Arbeitsgruppe am 26.5.2014 wurde in der sitzung des Gemeinderates 
beschlossen, das Vergleichsanbot der Fa. Felbermayr vom 11.3.2014 mit einer Höhe von  
€ 350.000,00 nicht anzunehmen und ein Vergleichsanbot in Höhe von € 112.500 netto incl. Pönale zu 
stellen.  
 
Dieses Vergleichsanbot wurde seitens der Fa. Felbermayr nicht angenommen und die Klage ein 
gereicht.  
 
Bei der am 30.6.2015 am LG Wels stattgefundenen Tagsatzung wurde in mehrstündiger Verhandlung 
ein Vergleichsvorschlag vereinbart, der nun bis zur Widerrufsfrist dem Gemeinderat zur Beratung und 
Beschlussfassung vorgelegt wird. In diesem Zusammenhang wird auf das vorliegende Schreiben von 
Dr. Haberl verwiesen, der die Annahme des Vorschlages empfiehlt. 
Kanalbaudarlehen und Versichgerungsleistung der Bauleitung lt. vorliegendem Finanzierungsplan 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

in der Causa Felbermayr dem vorliegenden Vergleich zuzustimmen: 
 
1.)  die beklagte Partei verpflichtet sich, der klagenden Partei für Kapital den Betrag von  
  € 200.000.- zuzügl. 40.000.- an 20% USt., sowie anteilige gerichtliche Pauschalgebühren 
  von € 10.000.- und eine Zinspauschale in Höhe von € 20.000.- bis spätestens 28.8.2015  
  zu bezahlen. 
 
2.)  mit vollständiger Bezahlung ist die gesamte Werklohnforderung der klagenden Partei  
  zur Gänze erfüllt. 
 
3.)  Beide Parteien sind berechtigt, diesen Vergleich bis 31. Juli 2015 mittels zur Post    
  gegebenen oder im WEB-ERV eingebrachten Schriftsatz zu widerrufen. 
 
 

Der Bürgermeister stellt den Zusatzantrag 
die Bedeckung der vereinbarten Vergleichszahlung bzw. sämtlicher damit in 
Zusammenhang stehender Kosten (z.B. Rechtsvertretung, SV-Gutachten Reckerzügl etc.) 
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mittels restlicher Darlehenszuzählung in Höhe von € 175.00.- und einer zugesagten 
Beteiligung der Bauleitung (HIPI) in Höhe von € 75.000.- zu genehmigen und beiliegenden 
Gesamtfinanzierungsplan zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass dieser Vergleich die Möglichkeit für uns sei in dieser 
unerfreulichen Causa die Akten mit einem Deckel zuzumachen. 
 
GR. Hoyer fügt an, dass man bei wesentlichen Dingen eine Wortmeldung machen müsse. Er erachte 
dies wirklich als ganz gravierende Maßnahme. Man müsse sich vorstellen die Gemeinde zahle € 
200.000,00 – eigentlich mehr – an eine Firma bzw. man habe ursprünglich einen Auftrag einer 
Ausschreibung an ein Planungsbüro gegeben. Faktum sei, dass dort in der Phase der Bau nicht so 
vorangegangen sei wie man sich das offensichtlich vorgestellt habe. Das ausführende überwachende 
Büro sei nicht in der Lage gewesen diese Firma so unter Druck zu setzen dass jede Forderung 
welche entstanden sei im Keim erstickt worden wäre. Noch dazu sei am Schluss eine allgemeine 
Anmeldung von Mehrforderung gestellt worden die eigentlich nur lapidar abgelehnt worden sei. Ohne 
die Interessen der Gemeinde wahrzunehmen und dort kräftig den Sachverhalt darzulegen. Ganz im 
Gegenteil, man habe sich lange herumgespielt um überhaupt eine Schlussrechnung zu bekommen. 
Man habe alles toleriert was die Firma Felbermayr hier präsentiert habe. Dies habe unglaublich lange 
gedauert. Dann sei die Schlussrechnung gekommen um ungefähr € 1,4 Mio. oder € 1,2 Mio. 
überhöht. Die ursprüngliche Auftragssumme sei ebenfalls in dieser Größenordnung gelegen. Hier sei 
es wieder zu einer unheimlichen Diskussion gekommen, was werde gemacht. Er sei natürlich dafür 
gewesen, dass bei diesem Caim-Management, wo sich doch sehr wenig Leute auskennen, dass man 
sich jener Personen bediene welche optimal das beste Wissen in Österreich haben. Zudem sei es 
leider nicht gekommen, sondern es sei ein Mann eingewählt worden, welcher weniger Erfahrung 
gehabt habe als jener, welchen er vorgeschlagen habe. Dies sei eine demokratische Entscheidung 
gewesen. Faktum sei, dass es eine Reihe von Besprechungen gegeben habe wo man sich mit dem 
Posten der Firma Felbermayr herumschlagen musste. Warum? Weil die Bauleitung und die 
Oberleitung nicht in der Lage gewesen sei diese Forderung im Keim zu ersticken. Dazu komme, dass 
man verschiedene Überprüfungen und Abnahmen gemacht habe – er habe dies heute schon erwähnt 
– ohne Kamerabefahrungen zu machen, ohne Dichtigkeitsprüfungen zu machen. Dieses Mal 
geschehe das ja vorher. Dann habe man noch dazu diese Kanalbaustäbe defakto übernommen, habe 
sich um Restarbeiten nicht in der Weise gekümmert wie dies sein solle. Letztlich könne man als 
Bauleitung einer Gemeinde den Kanal erst dann übergeben, wenn die Dichtigkeitsprüfungen und 
alles fertig sei. Man müsse nun einen großen Betrag in die Hand nehmen, welcher letztlich mehr als 
die Hälfte von dem ganzen Straßenbudget der Gemeinde sei um aus diesem Schlamassel 
herauszukommen. Natürlich sei er dafür dies endlich zu beenden durch einen Vergleich. Aber er 
glaube, dass man hinkünftig bei Beauftragungen wirklich sehr vorsichtig vorgehen und alle möglichen 
Vorkehrungen treffen müsse, damit solche Missstände nicht mehr auftreten. Der wesentliche 
Missstand sei gewesen, dass keine Pläne über die Leitungen in der Ausschreibung gewesen seien 
und dass vorher keine Bodenuntersuchungen gemacht, und dass Überprüfungen ohne Unterlagen 
dazu gemacht worden seien. Er sei dafür einen Schlussstrich zu ziehen. Wie laufe das sonst? Er sei 
auch als sachverständiger Zeuge geladen gewesen und 5 Minuten vorher angerufen worden dass er 
nicht kommen müsse. Er habe nach dem Gespräch mit dem Richter auch das Gefühl gehabt, dass 
dieser jede Möglichkeit ausnutze ein Heer von weiteren Sachverständigen zu bestellen, welche 
unheimliche Kosten verursachen nur damit man sich – wie das oft in solchen Prozessen üblich sei – 
ein Urteil erspare und den Vergleich daher sehr protegiert. Er sei dafür diesen Vergleich 
abzuschließen. Interessant sei noch ob der Betrag von € 75.000,00 verhandelbar sei – er finde diesen 
zu gering, darüber sollte man noch einmal verhandeln – vielleicht sei dann mehr drinnen. Es zahle ja 
sowieso nicht HIPI sondern die Versicherung. Aus den Unterlagen sei nicht ersichtlich gewesen, ob 
dieser Betrag inkl. oder excl. MWSt. sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet dies sei definitiv excl. MWSt. 
 
GV. Hoyer fügt an, also komme die Mehrwertsteuer noch dazu. In der Schlussrechnungsprüfung – 
wie sie ihm vorliege – sei die Pönale ja berücksichtigt. Diese solle aber weiterhin berücksichtigt 
werden. 
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GV. Berger merkt an, dass er dies aus seiner fachlichen Sicht betrachten wolle - weil er kein 
Kanalbauer sei – sondern aus seiner Sicht als Gemeinderat. Er glaube als Gemeinderäte solle man 
heute auf jeden Fall versuchen diese Causa nach Möglichkeit abzuschließen. Er glaube, dass dieser 
Vergleich der hier am Tisch liege, sei in dieser Angelegenheit ein sehr guter Vergleich für die 
Gemeinde. Man könne sich erinnern, man habe in einer der letzen Sitzungen eine Verhandlungsbasis 
€ 50.000,00 + der Pönale (dies seien € 115.000,00 gewesen) beschlossen. In einer dieser 
Besprechungen – ungefähr 1 – 1,5 Jahre her – sei man bei einer Durchüberlegung einmal auf einen 
Betrag in der Größenordnung von € 130.000,00 bis € 140.000,00 gekommen. Hier habe man 
geglaubt, dass dies der Firma Felbermayr zustehen würde. Mittlerweile müsse man sagen, dass 
durch die Mehrkostenforderung auch die Gegenseite mittlerweile erkannt habe, dass diese nicht 
aufrecht zu erhalten sei, weil sonst hätte man diesem Kompromiss nicht so schnell zugestimmt. Er sei 
in vielen Dingen mit GR. Hoyer in dieser Sache konform, dass man in der Vorbereitung und in der 
Abwicklung sicherlich eine nicht ganz glückliche Hand gehabt habe. Dies wurde jedoch schon 
mehrfach diskutiert und sei heute nicht mehr Gegenstand der Sache. In einem Punkt stimme er mit 
GR. Hoyer nicht überein. Und zwar, sei dies bei der Wahl des Sachverständigen bzgl. Claim-
Management weil der Richter eindeutig festgestellt habe, dass es hier zwei diametrale Aussagen 
gebe. Die Stellungnahme unseres Sachverständigen sei gewesen, hier € 0,00 zu bezahlen. Die 
andere war € 1,4 Mio. Dies sei genau dieser Risikofaktor. Er glaube, man solle versuchen diesen 
Kompromiss gemeinsam so schnell wie möglich zu beschließen. Man sollte aus den Fehlern welche 
hier gemacht worden seien lernen. Er glaube, dass man beim Kanal in Gerlham schon auf einem 
besseren Weg sei, weil hier Änderungen frühzeitig an die Gemeinde herangetragen worden seien. 
Dadurch habe man frühzeitig die Möglichkeit mitzureden und habe nicht im nachhinein € 1,4 Mio. 
Mehrkosen am Tisch, welche aus seiner Sicht nach wie vor in dieser Höhe absolut unbegründet 
seien. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Zusatzantrag durch Handheben abstimmen und stellt 
eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 2 
Kindergartentransport 
 Abschließen einer Vereinbarung mit der Fa. Stern & Hafferl 
 
Bgm. Reiter: 
Für die Durchführung der KG-Freifahrt ist auch heuer wieder ein Vertrag mit einem dazu befugten 
Unternehmen abzuschließen. Da mit der Fa. Stern & Hafferl in der Vergangenheit eine 
ausgezeichnete Zusammenarbeit  gegeben war, und unter Berücksichtigung der Tatsache, dass die 
Tarife von der OÖ. Landesregierung festgesetzt werden, und daher für alle Unternehmer Gültigkeit 
haben, wird vorgeschlagen, wieder mit der Fa. Stern & Hafferl einen Vertrag abzuschließen. 
Heuer sind   62 Kinder lt. voraussichtlicher Listen der Kindergärten Seewalchen und Rosenau  zu 
transportieren. Somit werden  2 Busse  ( 1x 29 Sitzer, 1x 39 Sitzer)  benötigt. 
   
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

mit der Durchführung der Kindergartenkinderfreifahrt  2015/2016 die Firma Stern & Hafferl 
Gmunden zu beauftragen und vorliegenden Vertrag abzuschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
Dringlichkeitsantrag Nr. 3 
 
Vermietung 
 Arztordination Hauptstraße 17 – Zustimmung zur Untervermietung 
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Bürgermeister Mag. Reiter nimmt seine Befangenheit wahr, übergibt den Vorsitz an Vizebgm. 
Schachl und nimmt nicht an der Abstimmung teil.  
 
Vbgm. Johann Schachl: 
Dr. Joachim Weber, FA f. Innere Medizin im LKH Vöcklabruck  möchte gerne ab Juli 2015 in der 
Arztordination Hauptstraße 17 als Wahlarzt für Innere Medizin tätig sein und sich für ca. 6 Stunden in 
der Woche einmieten. Dazu ist die Zustimmung des Gemeinderates notwendig. Der bestehende 
Mietvertrag für die Arztordination Hauptstraße 17 endet mit der Tätigkeit von Dr. Wiesner als 
Gemeindearzt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, 

der Untervermietung zuzustimmen 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 4 
 
Vermietung 
 Strandbad Sanierung - Finanzierung 
 
Bgm. Reiter: 
Die Ausgaben für diverse Sanierungsmaßnahmen im Strandbad Seewalchen betragen € 122.700,- . 
Die Maßnahmen umfassen die Energieoptimierung der Pumpen, die Errichtung einer PV-Anlage, die 
Erneuerung des Badesteges und die Sanierung des Kassen- und Bademeister-Traktes. Weiters 
wurden die Geländer beim Seeeingang und Rutsche erneuert sowie der Steg für die Ruderer neu 
errichtet. Geplant ist noch die Sanierung der Umkleidekabinen sowie der Sockel des Bootshauses. 
 
Die Finanzierung erfolgt mit Bedarfszuweisungsmittel in Höhe von € 29.500,- , Landesmittel in Höhe 
von 29.500,- sowie Eigenmittel der Gemeinde in Höhe von € 63.700.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsvorschlag des Landes zu genehmigen 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
27. Allfälliges 
 
a) GR. Kaniak glaube, dass man in Seewalchen eine der wenigen Gemeinde sei – vielleicht noch 

konkurriert von Schörfling – die nicht wisse wie viele Parkplätze man im Gemeindegebiet (im 
Zentrum) habe. In St. Georgen habe es eine Initiative gegeben in der die Bewirtschaftung der 
Parkplätze – welche seien privat und welche öffentlich – erfasst worden seien. Er rege an, dass 
Seewalchen in ähnlicher Weise einmal vorgehe um ein Spiegelbild zu haben. Man stelle sich vor, 
wie viele Leute bei einem schönen Sommertag an der Promenade baden gehen – nicht nur im 
Strandbad – und nicht wissen wo sie das Auto abstellen können bzw. wolle man verhindern dass 
dort gebadet werde weil ja keine Parkplätze vorhanden seien? Dies könnte ja auch sein. In 
Zukunft solle ja die Landesausstellung 2020 erfolgen und da sei es schon sehr sinnvoll sich 
darüber Gedanken zu machen. Man könne sich nicht mehr auf Kammer verlassen, denn da seien 
auch mittlerweile 100 Parkplätze verschwunden. Es brennt und es müssten rasch Alternativen 
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gefunden werden, denn wie die Leute herumkurven und Ausfahrten verstellen dies sei 
ungeheuerlich. Nur warten weil eh ein schlechtes Wetter komme dies sei etwas zu wenig. 

 
b) GV. Berger möchte sich als SPÖ Fraktionsobmann recht herzlich für die Zusammenarbeit in der 

letzten Periode bedanken. Man glaube gar nicht wie schnell 6 Jahre verfliegen. Er möchte sich 
vor allem bei den Beamten unter der Amtsleitung von Hans Schmidt für die Unterstützung die er 
als Fraktionsführer eigentlich immer genossen habe, bedanken.  
Er wünsche sich für die kommende Wahlauseinandersetzung eine faire Auseinandersetzung ohne 
persönliche Untergriffe. Man wolle mit sachlichen Argumenten für die Gemeinderatswahl im 
Herbst werben. Er sei davon überzeugt, dass man einige wiedersehen werde. Man sollte bei der 
Wahlwerbung daran denken, dass man auch nachher wieder konstruktiv für die Gemeinde 
arbeiten wolle. Man habe einiges vor in den nächsten Jahren.  
Von GR. Kaniak sei schon die Landesausstellung angesprochen worden. Es gebe auch noch 
andere Dinge. Er hoffe, dass es auch viele gute Ideen für diese Zeit geben werde. In diesem 
Sinne wünsche er eine schöne Urlaubszeit und er freue sich auf die Leute welche vielleicht mit 
ihm wieder im Gemeinderat sitzen werden. 

 
c) GV. Hemetsberger bedankt sich bei den Gemeinderäten und beim Bürgermeister im Namen der 

freiheitlichen Fraktion. Es sei nicht immer Konsens zu erzielen gewesen. Dies fordere die 
Demokratie dass es nicht nur Aufzeiger gebe sondern auch kritische Stimmen. Aber im großen 
und ganzen glaube er, dass man ohne Gehässigkeit sagen könne, dass die letzten 6 Jahre an 
allen sehr schnell vorbeigegangen seien. Sein Dank gelte auch den beiden Vizebürgermeistern, 
dem Amtsleiter, dem Bauaumtsleiter Günter Arnitz, sowie dem Finanzleiter Manfred Binder. Auch 
alles übrigen Bediensteten im Amt seien immer sehr zuvorkommend gewesen wenn man eine 
Auskunft gebraucht habe. Er möchte auch für die kommende Wahl am 27. September den beiden 
kandidierenden Bürgermeistern recht herzlich gratulieren und viel Erfolg wünschen. Er glaube 
auch dass man den Wahlkampf nicht in Gehässigkeit führen solle. Es werde hier und da natürlich 
schon ein bisschen haarig sein. Dies verlange die Demokratie. Sonst würden die Leute sagen 
man sei sich ja eh schon einig, man wisse ja eh schon im vor hinein wie es ausgehe. Sein Dank 
an alle. Er wünsche schöne Urlaubstage und großen Erfolg an alle, welche hier Hoffnung haben 
für den 27. September gut abzuschneiden. 

 
d) GV. Vogel O. merkt an, dass er als etwas jüngerer Fraktionsobmann (er habe nicht ganz 6 Jahre 

gedient) auch ein herzliches Dankeschön an das Amt, an die Bediensteten die alle toll 
unterstützen gebe. Ein Dank an alle Fraktionen. Die Zusammenarbeit gehe ja in den meisten 
Dingen doch nicht so schlecht auch wenn es hin und wieder Streit gebe. Er wünsche sich 
ebenfalls einen Wahlkampf ohne persönliche Angriffe und wünscht jeder Partei viel Erfolg (einer 
Partei halt mehr). Herzlichen Dank! 

 
e) GR. Hauschildt-Buschberger bedankt sich bei allen Anwesenden, an das Amt. Auch an die 

Zuhörer, welche ständig anwesend sind. Sie lädt zum Sommerfest am 28. Juli – es gebe ganz 
leckeres Essen und einen ganz tollen Film. Dabei könne man nochmals vor dem starken 
Wahlkampf Kräfte tanken. 

 
f) Vizebgm. Weichselbaumer bedankt sich auch bei allen (Gemeinderäte, usw.) Er findet es gut von 

GV. Berger, dass sich dieser einen fairen Wahlkampf wünsche, aber er könne ihm nichts 
versprechen. 

 
g) AL. Schmidt bedankt sich im Namen der Gemeindebediensteten für die Zusammenarbeit in den 

letzten 6 Jahren. Allen Bürgermeisterkandidaten und Gemeinderäten wünsche er alles Gute, dass 
alle Ziele in Erfüllung gehen würden. 

 
h) Der Bürgermeister schließt die Sitzung mit einem kurzen Schlusswort, weil im Haus Attersee ein 

Tisch reserviert sei. Er bedanke sich sehr herzlich für die konstruktive Form der heutigen Sitzung 
auf der doch sehr heikle Punkte zu besprechen gewesen seien. Er bedanke sich auch für das 
gute Einvernehmen, weil dies für die Gemeinde Seewalchen sicher sehr positiv sei was heute 
vereinbart wurde. Man habe in der abgelaufenen Periode 38 Gemeinderatssitzungen gehabt mit 
insgesamt 652 Tagesordnungspunkten. Rund 80% davon seien einstimmig beschlossen worden. 
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Das politische Einvernehmen sei wirklich sehr gut. Er möchte sich den Dankesworten der 
Fraktionsobleuten anschließen. Beim Amtsleiter Schmidt, sein Team im Rathaus, auch das 
gesamte Team unserer Bediensteten. Man habe ja nicht nur das Rathaus sondern auch den 
Bauhof, ein sehr großes Reinigungspersonalteam. Alle arbeiten nach bestem Wissen und 
Gewissen. Er möchte sich nochmal bei allen für das sehr gute Einvernehmen bedanken. Man 
habe in den letzten 6 Jahren auch insgesamt 6 Budgets mit einem Gesamtumfang von € 72 Mio. 
beschlossen und abgearbeitet. Davon seien rund € 18 Mio. Investitionen. Hier sei einiges 
geschehen. Und auch in den nächsten Jahre stehe wieder einiges auf dem Plan. Er wünsche 
allen noch einen schönen Sommer und jetzt einen gemütlichen Abend im Haus Attersee. 

 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 16.4.2015 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:20 Uhr.  
 
 
      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL Johann Schmidt)                  (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom               keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 

 
Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 

 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                     (GV. Dr. Oskar Vogel) 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ....................................................... 

  (GV. Rudolf Hemetsberger)                (GR. Claudia Hauschildt-Buschberger)  
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